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Ein großes antirassistisches Pro- 

gramm steht am Wochenende 

25./26. August in Rostock bevor. 
Es beginnt am Samstag um 11 Uhr auf 
dem Neuen Markt mit der Kundgebung 
„Das Problem heißt Rassismus“. Es wer- 
den Vertreter antirassistischer Initiativen 
sprechen. Eine große Rolle wird auch die 
berühmte Tafel spielen, die wenige Wo- 
chen nach dem Pogrom von der französi- 
schen Gruppe „Söhne und Töchter der 
deportierten Juden Frankreichs‘ um Frau 
Beate Klarsfeld am Rostocker Rathaus 
aufgehängt wurde. Die Reaktion der Be- 
hörden bestand in der sofortigen Entfer- 
nung der Inschrift, der vorübergehenden 
Festnahme von 43 und längerfristigen In- 
haftierung von 3 Beteiligten. Der Text der 
Tafel lautet: 

„In Rostock und anderen deutsche 
Städten gingen Menschen im August 
1992 mit rassistischen Gewalttaten und 
Brandstiftungen gegen unschuldige Fa- 
milien, Kinder, Frauen und Männer vor. 
Wir erinnern an die Millionen Kinder, 
Frauen und Männer, die, weil als Juden, 
Sinti und Roma geboren, dem nationalso- 
zialistischen Völkermord zum Opfer fie- 
len. In einer einzigen Nacht unvergessli- 
chen Grauens wurden am 2.8.1944 die 
3000 noch lebenden Menschen im Zigeu- 
nerlager Auschwitz-Birkenau durch Gas 
ermordet. Diese Erfahrungen und histori- 
schen Verpflichtungen für das deutsche 
Volk müssen wach gehalten werden, um 
zu verhindern, dass sich Gewalt und 
Menschenverachtung je wiederholen.“ 

Um 14.00 Uhr beginnt am S-Bahnhof 
Lütten-Klein die Demonstration „Gren- 
zenlose Solidarität“. Mit Zwischenkund- 
gebungen führt sie zum Sonnenblumen- 
haus. Wir erinnern daran, dass vor 20 
Jahren eine Allianz aus staatlicher Aus- 
länderfeindlichkeit, Medienhetze und 
Alltagsrassismus zuließ, dass Neonazis 
und Rassisten Flüchtlinge und Vertrags- 
arbeiter tagelang angriffen. 

Die Demonstration geht über in ein an- 
tirassistisches Konzert unter dem Motto 
„Beweg dich für Bewegungsfreiheit‘“ mit 
zahlreichen Bands, u.a. „Feine Sahne 
Fischfilet“. Am Sonntag um 10.30 Uhr 
trifft man sich im „Peter-Weiss-Haus, Bad 
Doberaner Str. 21, zum World-Cafe mit 
dem Titel „Lichtenhagen, NSU und alle 
schauen zu...“ 


Geheimdienst und NSU - „Behör- 


denversagen” auch in NRW?...7 
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Kundgebung, Demonstration, Konzert und World-Cafe in Rostock 


20 Jahre nach dem Pogrom 


Nach kurzen Inputs werden wir schnell 
in eine gemeinsame solidarische Diskus- 
sion einsteigen. Ziel ist auch eine Vernet- 
zung unserer antirassistischen Aktivitä- 
ten, der Austausch über die ganz ver- 
schiedenen Lebensrealitäten, die unser 
Engagement prägen und bestimmen. Wir 
wollen untersuchen, wie antirassistische 
Solidarität überhaupt gehen kann — und 
wo wir an unsere Grenzen stoßen. 

Es wird für Essen und Getränke ge- 
sorgt. Die Veranstaltung wird bis etwa 15 
Uhr dauern. Kommt alle, erzählt es euren 
Freunden und bringt Fahnen und Trans- 
parente mit! 

Weitere Infos unter 
www.lichtenhagen.blogsport.de und 
www.lichtenhagen.net 

Vereinigung der Verfolgten des Nazire- 

gimes — Bund der Antifaschistinnen und 
Antifaschisten (VVN-BdA) 
www.vvn-bda.de I 


Rückblick: 


GRENZENLOSE seLmwa 
‚28 JANRE NACH DEM PDEBOM 
._ ROSTOCK. ’UICHTENHABEN. 
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20 Jahre Rostock-Lichtenhagen 


Vom 22.-26.8.1992 kam es im 

Rostocker Stadtteil Lichtenhagen 

zu einem tagelangen Pogrom von 
Neonazis gegen dort lebende MigrantIn- 
nen. Extreme Rechte schleuderten unter 
dem Beifall von ZuschauerInnen Benzin- 
bomben in mehrere von MigrantInnen 
bewohnte Häuser und lieferten sich Stra- 
ßenschlachten mit der Polizei. In der 
Nacht des 24. August warfen unter „Aus- 
länder raus“-Rufen der umstehenden 
Schaulustigen Neonazis Molotowcock- 
tails unter Rufen „Wir kriegen Euch alle, 
jetzt werdet ihr geröstet“ in das Gebäude 
der Zentralen Aufnahmestelle für Asylbe- 
werber (ZAST). Wie durch ein Wunder 
gab es keine Toten.! Kurz nach dem Be- 
ginn des Pogroms reisten Neonazis vor 
allem aus Schleswig-Holstein und Nie- 
dersachsen nach Lichtenhagen, um sich 
an den rassistischen Ausschreitungen zu 
beteiligen. 

Das Pogrom kam nicht aus heiterem 
Himmel, sondern war das Produkt eines 
ständig wachsenden Hasses auf Migran- 
tInnen im Laufe der Jahre. Eine Umfrage 


„Zur Akzeptanz von Asylbewerbern in 
Rostock-Stadt‘“ aus dem Frühjahr 1992 
kam zu folgendem Ergebnis: „Im Februar 
1992 stellten Gruppen mit geringer Ak- 
zeptanz von Asylbewerbern in Rostock 
erhebliche Anteile an der Bevölkerung. 
Diese Gruppen konstituieren sich aus 
Jüngeren und Älteren, aus Menschen mit 
geringer und höherer Qualifikation, aus 
Männern und Frauen. Insofern waren und 
sind Akzeptanzprobleme gegenüber 
Asylbewerbern kein sozialstrukturell ein- 
deutig eingrenzbares und etwa auf spezi- 
fische ‚Problemgruppen‘ reduzierbares 
Phänomen.‘ 

Schon Monate vor dem Pogrom häuf- 
ten sich beim Rostocker Senat Beschwer- 
den über Lärm, Schmutz und Diebstähle. 
AnwohnerInnen schrieben dem Senat: 
„Wir möchten nicht auf einer Müllkippe 
wohnen für 555 Mark im Monat.‘“3 

Die täglich neu erscheinenden Asylbe- 
werberInnen konnten aus Personalman- 
gel nicht registriert werden und warteten 
vor dem Gebäude tagelang darauf, bis zur 
Aufnahmeprozedur vorzudringen. Sie 

> 


mussten monatelang vor der ZAST leben, 
ohne hinreichenden Zugang zu sanitären 
Anlagen und Nahrungsmitteln zu besit- 
zen. Die Behörden ignorierten die zahl- 
reichen Beschwerden der AnwohnerIn- 
nen und der BewohnerInnen über die hy- 
gienischen Zustände und die menschen- 
unwürdigen Bedingungen im Wohnheim. 
Weder Rostocker KommunalpolitikerIn- 
nen noch LandespolitikerInnen in 
Schwerin fühlten sich zuständig. Ro- 
stocks Innensenator Magdanz (CDU) 
warnte einen Monat vor dem Pogrom, 
„daß es kracht‘“.+ 

DVU-Mitglieder mischten in der „Bür- 
gerinitiative Lichtenhagen“ mit, die Ende 
August in der Ostsee-Zeitung die Rosto- 
ckerInnen aufforderte, „das Asylanten- 
problem selbst in die Hand zu nehmen“. 
DVU-AktivistInnen riefen zu einer öf- 
fentlichen Kundgebung vor der Mecklen- 
burger ZAST auf, aus der sich dann das 
Pogrom entwickelte. Die von Hambur- 
ger NPD-Funktionären in Mecklenburg- 
Vorpommern gegründete Organisation 
„Mecklenburg bleibt unser‘ (MBU) be- 
teiligte sich an der rassistischen Gewalt 
in Rostock-Lichtenhagen. Drei Tage vor 
dem Beginn des Pogroms druckten die 
Norddeutschen Neuesten Nachrichten die 
Ankündigung eines anonymen Anrufers. 
Der Mann prophezeite, die Nacht zum 
Sonntag könne „eine heiße“ werden. Eine 
„Interessengemeinschaft Lichtenhagen“ 
wolle alles vorbereiten. 7 

So kam es dann am 24.8.1992 zu „einer 
Zäsur in der Nachkriegsgeschichte“8, ob- 
wohl es vorher genug Hinweise auf ras- 
sistische Gewalt gegeben hatte. Zeitweise 
kämpften mehr als 1200 Neonazis und 
SympathisantInnen gegen 1600 Polizis- 
tInnen. Mehr als 100 BeamtInnen wurden 
verletzt, einer sogar lebensgefährlich. Die 
Angriffe führten zu 370 vorläufigen Fest- 
nahmen sowie 408 eingeleiteten Ermitt- 
lungsverfahren. Die MigrantInnen, die 
sich während der Angriffe im ZAST-Ge- 
bäude oder im benachbarten Wohnheim 
aufhielten, wurden mit Bussen 
evakuiert.? 

Nach den rassistischen Gewalttaten ur- 
teilte der in der BRD lebende iranische 
Schriftsteller Bahman Nirumand: „Für 
sechs Millionen in Deutschland lebende 
Ausländer ist spätestens jetzt klar, daß ihr 
Leib und Leben in diesem Land nicht 
mehr gesichert ist.“!0 Das Pogrom erreg- 
te internationales Aufsehen und löste Er- 
innerungen an die NS-Zeit aus. So 
schrieb die norwegische Zeitung Dagbla- 
det von der „deutschen Kristallnacht 
1992“11, das Svenska Dagbladet fühlte 
sich an die „erschreckenden Bilder aus 
dunkler Geschichte erinnert“.!?2 Die 
linksliberale italienische Zeitung La Re- 
publicca beschrieb die BRD als „Land 
des rassistischen Terrors“.13 

In politischen Erklärungen und regie- 
rungsamtlichen Verlautbarungen be- 
schwor die damalige Bundesregierung 
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unter Helmut Kohl in zynischer Weise 
die „Ausländerfreundlichkeit“ in 
Deutschland. Kohl behauptete sogar allen 
Ernstes, dass die rassistischen Ausschrei- 
tungen von der Stasi angezettelt und ge- 
lenkt worden seien.!4 

Dass diese „Ausländerfreundschaft“ 
nur auf dem Papier bestand, zeigten Mei- 
nungsumfragen in aller Deutlichkeit.!5 
27 % der Bundesbürger glaubten, dass 
die meisten ihrer Landsleute Verständnis 
für diejenigen hätten, die Anschläge auf 
„Asylantenheime‘ verübten. Diese Ana- 
lyse wurde im September 1992, also un- 
mittelbar nach Rostock-Lichtenhagen, 


RES 


Rostock-Lichtenhagen heute 


durchgeführt. 12% der Westdeutschen 
und 17 % der Ostdeutschen zeigten Ver- 
ständnis für Gewalt gegenüber Asylbe- 
werberInnen. Die neonazistischen Ge- 
walttäterInnen konnten also darauf ver- 
trauen, dass ein Teil der Bevölkerung ihre 
Taten unterstützt oder zumindest still- 
schweigend duldet. Die TäterInnen konn- 
ten sich als ausführende Gewalt eines 
„Volkswillens“ fühlen; sie setzten das ge- 
waltsam um, was in ihrem sozialen Um- 
feld Thema der politischen Alltagskom- 
munikation war. 

Am 29.8.1992 fand in Lichtenhagen 
eine Demonstration unter dem Motto 
„Stoppt die Pogrome“ mit ca. 15000 
TeilnehmerInnen statt. 

Ermuntert durch die militanten Über- 
griffe in Rostock-Lichtenhagen attackier- 
ten Neonazis in der darauffolgenden Wo- 
che 40 Wohnheime mit Brandsätzen und 
Steinen und lieferten sich Straßen- 
schlachten mit der Polizei. Brandenburgs 
damaliger Innenminister Ziel (SPD) 
schlug Alarm: „Rostock ist in jedem der 
neuen Länder möglich.“ 16 


Die Debatte um die Gründe der rassis- 
tischen Ausschreitungen wurde sofort mit 
der Diskussion um das deutsche Asyl- 
recht verknüpft. Wenig später kam es zu 
einer „Verschärfung“ des Asylrechtes, 
was einer faktischen Abschaffung gleich 
kam. Die juristische Aufarbeitung des 
Pogroms von Rostock-Lichtenhagen war 
von auffallender Milde und Langsamkeit 
gekennzeichnet. Die Strafverfolgung der 
rassistischen TäterInnen dauerte bis zu 10 
Jahre. Die meisten TäterInnen wurden zu 
Geld- und Bewährungsstrafen verurteilt, 
nur wenige bekamen Haftstrafen. Die 
Höchststrafe in den Prozessen, wo keiner 

© der TäterInnen wegen ver- 
suchten Mordes angeklagt 
wurden, belief sich auf drei 
Jahre. 

In der Nacht zum 
20.7.2002 kam es abermals 
zu Brandanschlägen auf ei- 
nes der Häuser, das vor 
etwa 10 Jahren Ziel des Po- 
groms wurde. Kurz darauf, 
nachdem AnwohnerInnen 
die Polizei alarmierten, 
weil Fensterscheiben ein- 
geschlagen wurden, gab es 
abermals einen Brandan- 
schlag auf ein Büro der Ar- 
beiterwohlfahrt und auf ei- 
nen Asia-Laden in der 
Nähe des Hauses. Beide 
Brände konnten von der 
Feuerwehr gelöscht wer- 
den. Ein neonazistischer 
Hintergrund der Brandan- 
schläge ist wahrscheinlich, 
die TäterInnen konnten 
© nicht ermittelt werden. 

20 Jahre nach dem Po- 
grom in Rostock-Lichten- 
hagen ist das Phänomen des 
Neonazismus in der Stadt immer noch vi- 
rulent. Neben rechten Jugendcliquen sind 
insbesondere die „Nationalen Sozialisten 
Rostock“ (NSR) für neonazistische Pro- 
paganda und Aktionen verantwortlich. 
Getreu dem Motto „National im Herzen, 
sozialistisch im Geist, revolutionär im 
Handeln!“ wird das „BRD-System“ be- 
kämpft, das „eine Politik der Fremdinte- 
ressen“ vertrete.7 Das Programm der 
NSR ist von einem Pseudo-Antikapitalis- 
mus und Rassismus geprägt: „Der heuti- 
ge Zeitgeist ist geprägt von diesen volks- 
zerstörenden Elementen wie Multikultur, 
Kapitalismus und Globalisierung. (...) 
Die Vermischung von Kultur und Rassen 
degradiert den Menschen zu einem Mas- 
senwesen, was einzig und allein im 
Dienst des Kapitals steht.“18 

Veranstaltungen oder Aktionen zum 
Gedenken an das Pogrom werden von 
unterschiedlichen Gruppen und Institu- 
tionen durchgeführt. Die linke Kampagne 
„Rassismus tötet“ will am 25.8. in Ro- 
stock-Lichtenhagen eine antifaschisti- 
sche Demonstration durchführen. In Ro- 


stock soll es am 26.8 eine zentrale bür- 
gerliche Gedenkveranstaltung geben, die 
von der Stadt Rostock und der Bürgerini- 
tiative „Lichtenhagen bewegt sich“ initi- 
iert wurde. Der umstrittene Bundespräsi- 
dent Joachim Gauck, der unlängst die 
Aussagen Sarrazins als „mutig“ bewerte- 
te, wurde zum Gedenkakt eingeladen. 
Die Zeitschrift „Stadtgespräche Rostock“ 
plant ein „gemeinsames Erinnern“ und 
„vorwurfs- und vorurteilsfreie Gesprä- 
che“ und führt auf dieser Basis Aktionen 
durch, die die Rostocker Bevölkerung 
möglichst direkt und in großer Zahl errei- 
chen sollen: „Zielgruppe sind vor allem 
diejenigen Rostocker, die kaum etwas 
über die Ereignisse vor 20 Jahren wissen 
und sie auch nicht mehr für so wichtig 
halten.“19 
Ein Bestandteil der Initiative soll eine 
Verteilaktion sein, in der ca. 10000 Ro- 
stocker Haushalte den 1993 entstandenen 
Film über die rassistischen Ausschreitun- 
gen „The truth lies in Rostock“ im Brief- 
kasten finden. 
Michael Lausberg I 
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„5. Nationaler Frankentag” 


ÖBERSCHWABEN. Der „Bund Franken- 
land“ will am Samstag, den 8. September, 
seinen „5. Nationalen Frankentag“ in ei- 
nem nicht näher bezeichneten Ort in 
Oberschwaben durchführen. Als Redner 
werden u.a. Sebastian Schmaus, Stadtrat 
der „Bürgerinitiative Ausländerstopp“ 
(BIA) in Nürnberg, Dieter Riefling, Mat- 
thias Fischer und ein „Freier Nationalist“ 
aus Dortmund angekündigt. Das Kultur- 
programm bestreiten die drei Rechtsrock- 
formationen „Wiege des Schicksals“, 
„Verszerzödes“ und „Preussenstolz“. 
hma 


Kongress in Aschaffenburg 


ASCHAFFENBURG. Das „Forum Deut- 
scher Katholiken“ führt vom 14. bis 16. 
September seinen Kongress „Freude am 
Glauben“ in der Aschaffenburger Stadt- 
halle am Schloss durch. Zu den Referen- 
ten der Veranstaltung gehören u.a. Bernd 
Posselt, außenpolitischer Sprecher der 
CSU im Europaparlament, Sprecher der 
„Sudetendeutschen Landsmannschaft“ 
und Präsident der „Paneuropa-Union 
Deutschland“, und Karl Hafen von der 
„Internationalen Gesellschaft für Men- 
schenrechte“ (IGFM). 

Auf einer öffentlichen Kundgebung 
sprechen der „Junge Freiheit“-Autor 
Prof. Dr. Dr. Wolfgang Ockenfels und der 
ehemalige Ministerpräsident Prof. Dr. 
Werner Münch, der 2009 nach einer Kri- 
tik Merkels am Papst aus der CDU aus- 
trat. hma 


Blog eingestellt 


HAamBurG/Bonn. Das Blog „Quo vadis 
Buxe?“ ist Ende Juli eingestellt worden. 
Der Gründer, ein Mitglied der „Alten 
Breslauer Burschenschaft der Raczeks“, 
hatte nach einer Anzeige der Medienan- 
stalt Hamburg/Schleswig-Holstein we- 
gen Verstoßes gegen das Medienrecht ei- 
nen kostspieligen Prozess befürchtet. Der 
Blogger, der als Initiative „Burschen- 
schaftler gegen Neonazis“ auftrat, hatte 
auf seinen Seiten Interna der Deutschen 
Burschenschaft sowie seiner eigenen Ver- 
bindung veröffentlicht. hma U 


Gedenkveranstaltung in 
Stuttgart 


STUTTGART. Der „Traditionsverband 
ehemaliger Schutz- und Überseetruppen / 
Freunde der früheren deutschen Schutz- 
gebiete e.V.“ will am Volkstrauertag, dem 
18. November, am Kriegerdenkmal in der 
ehemaligen Reiterkaserne in Stuttgart- 
Canstatt eine Gedenkveranstaltung 
durchführen. Der Verein, der eine Ge- 


schäftsstelle in Hamburg unterhält, zählt 
zu seinen Aufgaben u.a. die „Korrektur 
wahrheitswidriger Darstellungen“. 

hma 


Zusammenarbeit beendet 


Die Betriebskrankenkasse für Industrie, 
Handel und Versicherungen (BKK IHV) 
hatte in Zusammenarbeit mit der „Le- 
bensschützer“-Organisation „ProLife“ 
angeboten, dass ein Versicherter grund- 
sätzlich auf Leistungen, die Schwanger- 
schaftabbrüche direkt finanzieren, ver- 
zichten kann. Stattdessen wurde ein 
„Willkommensgeld“ von 300 Euro für 
die Geburt eines Kindes gezahlt. Nach 
zahlreichen Protesten u.a. wegen der Ver- 
letzung des Gebots weltanschaulicher 
Neutralität lenkte das Bundesversiche- 
rungsamt jetzt ein. Die Zusammenarbeit 
der Krankenkasse mit „ProLife‘“ muss 
nun beendet werden. hma 


NPD-Verbot erfordert Auf- 
deckung von Geheimdienst- 


machenschaften 
BERLIN. „Ein NPD-Verbot ist notwendig, 
um den Nazis ihre wichtigste organisato- 
rische Grundlage zu entziehen und sie 
von der staatlichen Parteienfinanzierung 
abzuschneiden - aber ebenso wichtig ist 
eine vollständige Aufdeckung der Verfas- 
sungsschutzverstrickungen in den fa- 
schistischen Sumpf“, erklärt die innenpo- 
litische Sprecherin der Fraktion DIE 
LINKE zur Ankündigung von Bayerns 
Ministerpräsident Horst Seehofer (CSU) 
und weiteren Ländervertretern, ein neues 
Verbotsverfahren gegen die faschistische 
Partei notfalls ohne Bundesregierung und 
Bundestag einzuleiten. Jelpke weiter: 
„Das erste NPD-Verbotsverfahren 
scheiterte im Jahr 2003 an der Durchset- 
zung der Partei mit V-Leuten des Inlands- 
geheimdienstes, so dass das Bundesver- 
fassungsgericht der NPD eine „fehlende 
Staatsferne“ konstatierte. Auf die Mate- 
rialien/Zuarbeiten des Verfassungsschut- 
zes kann sich die Politik also nicht verlas- 
sen. Im Zusammenhang mit den NSU- 
Morden kommen wöchentlich neue Ent- 
hüllungen über Verfehlungen des Verfas- 
sungsschutzes bei der Bekämpfung des 
Naziterrors ans Licht. Ohne die Rolle der 
Geheimdienstämter ganz aufzuklären, 
droht auch ein neues NPD-Verbotsver- 
fahren an der Durchsetzung und Steue- 
rung der Nazipartei durch den Verfas- 
sungsschutz zu scheitern. Alle V-Leute in 
der Naziszene — und nicht nur diejenigen 
in NPD-Vorständen — müssen endlich ab- 
geschaltet werden.“ 
Ulla Jelpke, MdB, Innenpolitische 
Sprecherin Fraktion DIE LINKE. U 
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Bad Nenndorf 2012: 


„Wer Unrecht duldet stärkt es - Machen 
wir es den Nazis ungemütlich!” 


Dies waren zwei Aussagen auf 
den Kundgebungen gegen den 
„Irauermarsch“ der Neonazis am 
4. August 2012 in Bad Nenndorf. 

Und den Nazis wurde es ungemütlich 
gemacht. Und der Wunsch der Bürger- 
meisterin von Bad Nenndorf „,... Dass es 
uns heute viel bringen soll, den anderen 
aber nichts“ ist auch gelungen. 

In dem Aufruf des DGB zu der Gegen- 
kundgebung gegen die Nazis wird ihre 
Absicht für den „Trauermarsch‘“ darge- 
stellt: „Am 4. August 2012 wollen Neona- 
zis aus ganz Deutschland und Europa in 
Bad Nenndorf wieder ihre jährliche natio- 
nal-sozialistische Propagandafeier abhal- 
ten, genannt „Trauermarsch“. Seit 2006 
tyrannisiert dieser braune Mob die Stadt. 
Zentraler Anlaufpunkt der Rechtsradika- 
len ist das Wincklerbad. Dort war von 
1945 bis 1947 ein Verhörzentrum des bri- 
tischen Geheimdienstes untergebracht, in 
dem führende Nazis inhaftiert waren, aber 
auch vermeintliche sowjetische Spione. 
Es kam zu Misshandlungen und Folterun- 
gen von Häftlingen. Dieser Missbrauch 
wurde von den Briten selbst aufgedeckt 


und das Lager daraufhin geschlossen. 

Was wollen die „letzten anständigen 
Deutschen“ wirklich? 

Die wahre Absicht der Neonazis ist die 
Verharmlosung der NS-Kriegsverbrechen 
und des Holocaust! Sie wollen Bad Nenn- 
dorf zu einer nationalsozialistischen Kult- 
stätte machen und betrachten den Kurort 
als ihr „Schlachtfeld im Kampf um die 
Wahrheit‘. Dabei spielt es keine Rolle, ob 
sie ihren Heldengedenktag neuerdings 
„Marsch der Ehre“ nennen oder wie bis- 
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her „Trauermarsch“ — das Eine wie das 


Andere ist eine große Heuchelei!“ Diesel- 
ben Neonazis, die hier in Bad Nenndorf 
scheinbar friedlich „trauern“, überfallen 
im Umland Jugendzentren, schießen in 
Bückeburg mit Stahlkugeln die Fenster- 
scheiben politischer Gegner ein und hor- 
ten Waffen und Sprengstoffe. Auf ihren 


Versammlungen wer- 
den antisemitische Re- 
den gehalten, verbote- 
ne Nazi-Lieder gesun- 
gen und der verbreche- 
___ rischen Waffen-SS ge- 
— huldigt. Spätestens 
seitdem die Mordserie 
der rechten Terrorgrup- 
pe „Nationalsozialisti- 

scher Untergrund“ be- 
kannt wurde, ist klar: 
diese Fanatiker wollen 
nicht nur spielen, son- 
dern ihr Motto „Taten 
statt Worte“ schließt 
gezielte Gewalt gegen 

:; Anders-Denkende und 

; Anders-Aussehende 
j ein. 

Unserer Auffassung 
nach ist Faschismus 
keine Meinung, sondern ein Verbrechen! 
Darum fordern wir ein Verbot der Nazi- 
Aufmärsche am Wincklerbad! ... ‚, 

2005 wurde der Hessgedenkmarsch in 
Wunsiedel verboten. Seitdem führen die 
Nazis den „Trauermarsch“ in Bad Nenn- 
dorf durch, zunächst unbeachtet von den 
Einwohnern aus Bad Nenndorf. Ab 2009 
wurde der Widerstand organisiert. Dies 
hat Wirkung gezeigt. Kamen 2009 noch 
750 Teilnehmer, waren es 2012 nur noch 
471, „ein erneuter Rückschlag für die NS- 
Szene“, so ein Kommentar im Netz. 


Aus der Berichterstattung im Netz 
zum Widerstand gegen die Nazis am 
4.8.: 


„Zu den Protesten aufgerufen hatte u. a. 
ein großes Bündnis aus Anwohner-Initia- 
tiven, Gewerkschaften, Parteien, Vereine 
und Kirchen. Parallel rief die antifaschis- 
tische Initiative „Kein Naziaufmarsch in 


Bad Nenndorf“ zu Blockaden auf. Mit 
zahlreichen Protestaktionen und Blocka- 
den behinderten etwa 1.000 Menschen die 
Demonstration der Neonazis. Das deutete 
sich schon am Abend des 3. August an: 
Vier Antifaschisten war es gelungen, sich 
mit einer Pressluft-Pyramide auf dem ge- 
planten Kundgebungsplatz am Winckler- 
bad fest zu ketten 

Um 13 Uhr standen über 400 Menschen 
am Bahnhof. Auf dem Bahnsteig hatten 
sich zuvor acht Protestierende untereinan- 
der mit Fahrradbügelschlössern zusam- 
mengeschlossen und damit den Bahnhof 
lahm gelegt. Von Haste, nahe der Kur- 
stadt, wollte die Polizei wegen der Blo- 
ckaden die Neonazis deshalb mit Bussen 
zu ihrem Auftaktort bringen lassen. Nicht 
alle Busfahrerinnen und Busfahrer woll- 
ten allerdings diese Fahrgäste transportie- 
ren.“ Die Nazis mussten 7 km zu Fuß 
nach Bad Nenndorf gehen. 

Weiter aus den Berichten: „Erst drei 
Stunden später als geplant konnten die 
Neonazis um den NPD- und Kamerad- 
schafts-Kader Thomas Wulff mit der De- 
monstration beginnen. Für sie wurde der 
„Irauermarsch“ zum Spießrutenlauf. Auf 
einer Strecke von 800 Metern vom Bahn- 
hof zum Wincklerbad standen viele Men- 
schen mit Plakaten wie „Schluss mit rech- 
tem Mummenschanz“. Das Bündnis „Bad 
Nenndorf ist bunt‘ veranstaltete eine re- 
gelrechte Party-Meile mit Dixie-Musik, 
fröhlichem Gelächter und ausgelassenem 


Tanz. Einige Menschen ließen es sich 
nicht nehmen, den vorbeiziehenden Neo- 
nazis ihre bemalten Hinterteile zu präsen- 
tieren. 

Als die Neonazis am Wincklerbad an- 
kamen, stand die Pyramide immer noch. 
Deshalb mussten sich die Rechten eng 
aufstellen. Von den Reden war kaum et- 
was zu vernehmen, die Technik der Neo- 
nazis funktionierte nicht richtig. Die 
meisten braunen Parolen gingen in lauten 
„Haut ab“-Rufen der Gegner fast voll- 
ständig unter. So war auch die Holocaust- 
Leugnerin Ursula Haverbeck-Wetzel aus 
Vlotho, 2010 in Bad Nenndorf noch mit 
einem behördlichem Redeverbot belegt, 
nicht zu hören, da ihr lautstark „Du bist 
‘ne Lügnerin!“ entgegenschalte. Sichtlich 
genervt zogen die Neonazis zum Bahnhof 
zurück.“ 

Die Nazis hatten geplant, im Anschluss 
an die Kundgebung in Bad Nenndorf eine 
Kundgebung mit Fackelzug in Hannover 
abzuhalten. Durch die stundenlange Blo- 


ckade in Bad Nenndorf % 
wurden daraus nichts, 
der Anmelder Dieter 
Riefling sagte die 
Kundgebung ab. Unter 
der Bewachung von !% 
1000 _ Polizeikräften 
hatte sich eine große 
Menge von protestie- 
renden Menschen an 
dem geplanten Ver- 
sammlungsort versam- 
melt. In unmittelbarer 


Nähe fand eine Gegen- 
kundgebung — aufge- 
rufen hatte Bünd- 


nis90/Die Grünen und 
Jusos — mit 400 Leuten 
statt. 

Die Neonazis haben bis zum Jahr 2030 
ihren „‚Trauermarsch“ in Bad Nenndorf 
angemeldet. 

Ob sie tatsächlich unbeeindruckt weiter 
mobilisieren können, wird sich zeigen. 


Mit energischem und phantasievollem 
Protest werden sie weiterhin konfrontiert 


werden. bee M 
Quellen: Netzseite hiergeblieben, 
www.ikdr-hannover.de, DGB Region Niedersach- 
sen-Mitte. epd Landesdienst Niedersachsen-Bre- 


men, http://de.indymedia.org 


Wieder einmal: Kölner Polizei ermöglicht 
Rassistenaufmarsch 


Zu einem „Marsch der Patrio- 
ten” am 11. August hatte die sich 
an der rassistischen und gewalt- 
tätigen British Defence League orientie- 
rende „German Defence League, Divisi- 
on Köln” mobilisiert und alle kamen: 


Rund 50 Anhänger(innen) der Deutsch- 
land-Verteidiger, die u.a. aus Hannover 
und dem Rhein/Main-Gebiet kamen, 
sammelten sich am frühen Samstag 
Nachmittag am Gürzenich, „unterstützt“ 
von etwa 50 — 70 Antifaschist(inn)en, die 
die Anliegen der Rechten karikierten. 
„Deutsche, kauft Deutsche Bananen“ 
wurde auf Schildern gefordert und der 
Marsch als „Marsch der Idioten“ zur 
Kenntlichkeit entstellt. Außerdem protes- 
Foto: Karin Richert 


‘ 


tieren noch etwa 200 Demons- 
trant(inn)en, die von starken Polizeikräf- 
ten (deutlich mehr als Demonstranten) 
bereits vor Beginn der Demonstration am 
Betreten des Platzes gehindert wurden. 
Mit der Taktik der Demokrat(inn)en, den 
Rassistenaufmarsch nicht blockieren 
oder verhindern zu versuchen, sondern 
stattdessen mit eigenen Slogans und Pa- 
rolen satirisch zu entlarven, kamen weder 
der Anmelder und seine Gesinnungsge- 
nossen noch die Polizeiführung vor Ort 
zurecht. Trotz mehrfacher Aufforderung 
wollte die Division Köln nicht losmar- 
schieren und so verzögerte sich der Be- 
ginn des Marsches, der vom Gürzenich 
auf den Bahnhofsvorplatz führte, um fast 
eine Stunde. Erst als die Polizist(inn) en 


mehr als 20 Demonstrant(inn)en unter 
dem Vorwand, sie hätten die Aktion der 
Rechten blockiert, einkesselte, konnte es 
unter weiterhin lautstarken Protesten los- 
gehen. Diese Proteste ließen auch nicht 
nach, als die angekündigte Kundgebung 
inmitten einer Wagenburg aus Polizei- 
fahrzeugen auf dem Bahnhofsvorplatz 
stattfand. Dort redeten außer dem Anmel- 
der u.a. ein Vertreter von pro Deutschland 
sowie der einschlägig bekannte Kölner 
Ratsherr Jörg Uckermann (pro Köln). 

Die am Gürzenich Eingekesselten ka- 
men erst nach etwa einer Stunde wieder 
auf freien Fuß, nicht ohne vorher aber 
noch die Feststellung ihrer Personalien 
sowie eine Leibesvisitation über sich er- 
gehen lassen zu müssen. Angesichts des 
völlig überzogenen Vorgehens der Poli- 
zei, das selbst einigen der eingesetzten 
Beamt(inn)en peinlich zu sein schien, 
prüfen sie derzeit die Möglichkeit, die 
Rechtswidrigkeit des Einsatzes gericht- 
lich feststellen zu lassen. Wie schon im 
vergangenen Februar anlässlich des pro 
Köln-Aufmarsches gegen das Autonome 
Zentrum in Kalk, scheint der neue Kölner 
Polizeipräsident, der sich in der Öffent- 
lichkeit gerne liberal gibt, fest entschlos- 
sen zu sein, rechte Demonstrationen auf 
Biegen und Brechen durchzusetzen und 
damit von der Linie seines Vorgängers 
Steffenhagen abzugehen. 

Es stellt sich die Frage, ob er aus eige- 
nem Antrieb handelt oder, was der Poli- 
zeieinsatz in Bonn-Beuel am 1. Mai na- 
helegt, die politische Linie des sozialde- 
mokratischen NRW-Innenministers Jäger 
durchexekutiert. tri 
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Am 1. September den Nazi-Aufmarsch in 
Dortmund blockieren! 


Für Samstag, 1.9., mobilisieren 
Neonazis zum jährlich stattfin- 
denden „Nationalen Anti- 
kriegstag”, wie sie ihren Aufmarsch 
zynischerweise und geschichtsverges- 
sen nennen. Dagegen regt sich auch 
2012 Widerstand. Mehrere Bündnisse 
rufen zu Gegenaktivitäten auf. 


1. Dortmund stellt sich quer: 


Diesem Bündnis gehören verschiedene 
linke Gruppierungen, MigrantInnenver- 
bände, Antifa-Gruppen und Parteien an. 

Hier sind Auszüge aus dem Aufruf 
„QUERSTELLEN Gegen Nazis am 
1.9.2012 in Dortmund“: 

„[..] Am 1. September wollen sie 
[Dortmunder Nazis] ein weiteres Mal tri- 
umphierend durch Dortmund marschieren 
und über die gezielte Provokation ihre 
Macht demonstrieren. Das lassen wir 
nicht zu! Vor dem Hintergrund der Lehren 
aus dem Kolonialismus, Faschismus und 
Imperialismus stellen wir uns gegen jede 
Form der Kriegstreiberei. Wir stehen an 
der Seite der Menschen die für Frieden 
und Humanismus, Völkerverständigung 
und für ein Ende des internationalen Wett- 
rüstens eintreten. Die BRD profitiert im- 
mer noch vom Geschäft mit Kriegsgerä- 
ten. [...] Indem wir uns den Nazis hierzu- 
lande in den Weg stellen und das Erinnern 
an den Antikriegstag damit nicht in die 
Hände der Rechten geben, solidarisieren 
wir uns mit den internationalen Bewegun- 
gen gegen die Krise und treten für mehr 
Demokratie und soziale Veränderungen 
ein. [...] Am Antikriegstag haben wir die 
Gelegenheit diesen Gedanken fortzufüh- 
ren: der Anti-Kriegstag bleibt der Tag der 
internationalistischen, antirassistischen 
Bewegung. Niemals werden wir unsere 
Straßen wieder den Nazis überlassen! 

Wir rufen dazu auf, am 1. September 
2012 den Naziaufmarsch in Dortmund zu 
blockieren und die Straßen zu besetzen! 
Wir akzeptieren dabei keine Absperrun- 
gen, die unseren legitimen Protest ein- 
schränken. Die räumliche und zeitliche 
Ausdehnung der Besetzung machen wir 
von den gegebenen Umständen und den 
kommenden Entwicklungen abhängig. 
Von unseren Aktionen wird dabei keine 
Eskalation ausgehen. Wir solidarisieren 
uns mit allen, die dieses Ziel mit uns tei- 
len und der Kriegspropaganda an diesem 
Tag eine klare Absage erteilen.“ 

www.dortmundquer.blogsport.de 


2. Alertal: 


Im Alerta-Bündnis haben sich vor allem 
Antifa-Gruppen, aber auch die ver.di-Ju- 
gend NRW, zusammengeschlossen. 
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INFO- & MOBI-VERANSTALTUNG 


zum bundesweiten 


ANTIFACAMP 
vom 24.8. bis zum 2.9.2012 in DORTMUND 


14. AUGUST 2012 MA 


_ÄUTONOMES ZENTRUM KOELN ZENTRUM KOEL. KoE.N 


nd ken 
www.antifacamp.org & www. antifa- koeln.net 


Im Aufruf „NO MORE MAYBE — Den 
Naziaufmarsch am 1. September 2012 in 
Dortmund sabotieren, blockieren, verhin- 
dern!“ heißt es: 

„[...] Die Repressionen, denen sich die 
rechte Szene in Dortmund momentan aus- 
gesetzt sieht, können durchaus als Erfolg 
der jahrelangen Antifa-Arbeit vor Ort ge- 
wertet werden, denn ohne den Druck 
durch die zahlreichen Demonstrationen 
und Veröffentlichungen lokaler Antifa- 
Gruppen hätten Stadt und Zivilgesell- 
schaft wohl auch weiterhin die Augen vor 
den Aktivitäten der Neonazis verschlos- 
sen. Trotzdem — oder gerade deshalb — 
darf der Widerstand gegen den Großauf- 
marsch am 1. September keinesfalls den 
staatlichen und zivilgesellschaftlichen 
Kräften überlassen werden. [...] Geneh- 
me, symbolische Aktionen werden gedul- 
det, während zwei Schritte weiter Blocka- 
den von Antifaschist innen weggeknüp- 
pelt werden — unter Einsatz von Wasser- 
werfer, Schlagstock und literweise Pfef- 
ferspray. 

Konsequenter Antifaschismus? Konse- 
quenter Antifaschismus! 

Dass der Staat und seine Anhänger für 
die antifaschistische Linke keine Bünd- 
nispartner sind, macht auch sein Vorgehen 
gegen linke Nazi-Gegner innen deutlich. 


Antifaschismus aus Sorge um Deutsch- 
land? Leider nein, leider gar nicht! Es ist 
weniger die menschenverachtende Ideo- 
logie und Praxis der Nazis, welche die 
Vertreter innen des Staats dazu bringt, 
gelegentlich gegen die Strukturen und 
Protagonisten der rechten Szene vorzuge- 
hen. [...] Wir hingegen bekämpfen die 
Nazis nicht deshalb, weil sie hier und da 
gegen Gesetze verstoßen oder weil das 
neu-deutsche Selbstverständnis durch ein 
allzu offensives und offensichtliches Auf- 
treten von bekennenden Nationalsozia- 
list innen Schaden nehmen könnte, son- 
dern weil ihr politisches Programm unse- 
ren Vorstellungen von einer befreiten Ge- 
sellschaft diametral entgegensteht. [...] 

Be part of it! Die Aktionen des Alerta!- 
Bündnisses gegen den Aufmarsch am 3. 
September 2011 waren ein beachtlicher 
Teilerfolg. [...] An diesen Teilerfolg wol- 
len wir am 1. September 2012 anknüpfen. 


[-.:] No more Maybe! — Den Naziauf- 
marsch blockieren, sabotieren, verhin- 
dern! Antifaschistische Strukturen aus- 
bauen & verteidigen!“ 
www.alerta.noblogs.org/ 


3. Dortmund Nazifrei: 


Dieses Bündnis unterstützen unter ande- 
rem DGB, Grüne, SPD, Falken und Ju- 
gendgruppen. Der Aufruf „Nein zum Na- 
ziaufmarsch — Dortmund Nazifrei! 
wi(e)der-setzt sich!“: 

„Auch in diesem Jahr wollen die Nazi- 
Horden durch Dortmund am 1.09.2012 
marschieren. Wir rufen wieder dazu, auf 
sich den Faschisten entgegenzusetzen! 

Wir können auf erfolgreiche und fried- 
liche Aktionen im letzten Jahr zurückbli- 
cken und wollen auch diesen September 
zeigen, dass unsere Stadt für Toleranz und 
Vielfalt steht. 

Nach dem Bekanntwerden der NSU 
Anschläge im letzten Jahr und auch dem 
aufgedeckten Nazi-Mord an einem Mit- 
bürger in Dortmund ist die Präsenz der 
Nazis in Dortmund und ihre menschen- 
feindlichen Parolen eine noch unerträgli- 
chere Belastung. 

Unser Mitgefühl und unsere Solidarität 
gelten den Opfern der rechten Gewalt. 

Dortmund Nazifrei! lädt alle Bürgerin- 
nen und Bürger am Vorabend, den 
31.8.2012, zu einer Party mit Musik und 
Übernachtungsmöglichkeiten ein. Am 
nächsten Morgen (1.9.2012) laden wir zu- 
sätzlich zu einem gemeinsamen Früh- 
stück ein, um daraufhin gemeinsam den 
Nazis entgegenzuwirken. Wir rufen alle 
Demokratinnen und Demokraten auf, sich 
uns anzuschließen“ 
www.dortmundnazifrei.wordpress.com 


Die vollen Aufruftexte sowie weitere 

Informationen sind den jeweils ge- 

nannten Internetseiten zu entnehmen. 
km 


Nazis am 1.9.2012 auch in 
Hörde stoppen! 


Dortmunder Medien haben den Stadtteil 
veröffentlicht, in dem die Nazis am Anti- 
kriegstag, dem 1. September 2012, in 
Dortmund marschieren wollen: Es soll 
der Stadtteil Dortmund-Hörde sein. 

Das Bündnis Dortmund stellt sich quer 
kündigte an, in den kommenden Tagen 
gezielt zu den Bewohnern in Hörde zu 
gehen und sie darüber zu informieren, 
wie sie sich gegen die Nazis erfolgreich 
zur Wehr setzen können. 

Quelle: 
http://dortmundquer.blogsport.de/catego 
ry/erklaerung 13. August 2012 


Geheimdienst und NSU: „Behördenversagen” 
und „Ermittlungspannen” auch in NRW? 


Aktualisierte Zusammenfassung des Inputs von Anna Conrads (ehem. innenpolitische Sprecherin der Landtagsfraktion 
DIE LINKE NRW) auf einer Diskussionsveranstaltung der Antifaschistischen Nachrichten in Köln im Mai 2012 


Tricksen, täuschen, 
schreddern im Bund ... 

Immer neue Skandale kommen 
im Rahmen der parlamentarischen Aufar- 
beitung des NSU-Skandals ans Licht. 
Und jedes Mal, wenn man meint, die neu- 
este Ungeheuerlichkeit, wie z.B. das 
Schreddern von Akten, sei kaum zu top- 
pen, melden sich Figuren wie der ehema- 
lige thüringische VS-Präsident Roewer 
zu Wort und setzen noch einen drauf 
(„Ich war betrunken“). 

Sowohl die Bundestagsfraktion berich- 
tet unter www.linksfraktion.de regelmä- 
Big über die neuesten Ergebnisse des Par- 
lamentarischen Untersuchungsausschuss 
(PUA), so u.a. darüber, dass eine Lö- 
schung von Dossiers von Abhöraktionen 
gegen Neonazis am 14.11. sogar aus dem 
Bundesinnenministerium angeordnet 
wurde. 

Die LINKE-Landtagsfraktion Thürin- 
gen hat, vor allem basierend auf frei zu- 
gänglichen Presseartikeln, eine phantasti- 
sche Chronik zusammengestellt, die re- 
gelmäßig aktualisiert wird und den „Wer- 
degang“ der NSU, sowie die Verstrickun- 
gen der Neonaziszene nachzeichnet. Es 
wird dabei deutlich: vieles war den Be- 
hörden (Polizei und Geheimdienst) be- 
kannt und unvorhersehbar war die Ent- 
wicklung keineswegs. 

Die Chronik findet sich unter anderem 
hier: http://www.dielinke-nrw.de/ne/the- 
men/antifa/ 


«. und ahnungslos in NRW? 


Während der Geheimdienstskandal mo- 
mentan bundesweit die Presse dominiert, 
ist es in NRW um das Thema extrem still 
geworden — erst recht, seit DIE LINKE 
nicht mehr im Landtag vertreten ist. 

Wir erinnern uns: Die für zehn Morde, 
zwei Bombenanschläge und zahlreiche 
Banküberfälle verantwortliche faschisti- 
sche Terrorzelle Nationalsozialistischer 
Untergrund (NSU) hatte auch in Nord- 
rhein-Westfalen eine blutige Spur hinter- 
lassen. 

Im Januar 2001 explodierte vor einem 
Lebensmittelgeschäft in Köln ein 
Sprengsatz, durch den eine 19-jährige 
Deutsch-Iranerin schwer verletzt wurde. 
Im Juni 2004 verletzte eine Nagelbombe 
in der überwiegend von Migranten be- 
wohnten Keupstraße in Köln 22 Men- 
schen. Und im April 2006 wurde ein tür- 
kischstämmiger Kioskbesitzer in Dort- 
mund erschossen. Möglicherweise waren 
weitere Anschläge in NRW geplant. 
Rund ein Viertel der 10000 von der NSU 
auf einem USB-Stick gespeicherten 


Adressen von Politikern, Kirchenvertre- 
tern und Vereinigungen gegen Rechtsex- 
tremismus befinden sich in NRW. Die 
Politik gab sich komplett ahnungslos: di- 
rekt nach den Anschlägen in der Keup- 
straße schloß der damalige Innenminister 
Behrend einen rechten Hintergrund aus, 
stattdessen wurden von den Behörden 
und Medien rassistische Stereotype von 
organisierter „Ausländerkriminalität“ ge- 
nährt. Die trauernden Familien und 
Freunde der Opfer mussten sich jahrelang 
Verdächtigungen aussetzen, etwas mit 
den Morden zu tun zu haben. 


Staatsanwaltschaft vernichtet 
Beweise? 


Im April berichtete die Landespresse, 
dass die Kölner Staatsanwaltschaft die 


Jahren, auf das Konto der NSU gehen. 


Axel Reitz und das Trio - Kontakte 
nach NRW? 


Auch ist nach wie vor unklar, welche re- 
gelmäßigen Kontakte das Trio zur mili- 
tanten Naziszene in NRW hatte. Innenmi- 
nisterium und Behörden haben diesen 
bisher geleugnet -— das WDR Magazin 
Westpol hatte bereits im November 2011 
in „Kameradschaftskreisen“ recherchiert. 
Ein Informant hatte den Journalisten ge- 
steckt, dass Böhnhardt, Zschäpe und 
Mundlos Kontakte zum Kölner Neofa- 
schisten Axel Reitz hatten. So seien die 
drei im November 2009 bei einem Kame- 
radschaftstreffen in Erftstadt, bei dem 
Reitz auftrat, anwesend gewesen. Im 
Netz findet man zahlreiche Fotos, auf de- 


SEN AUF DEN WEB GESTREUT 


HISMUS, RASSIUS 


Vernichtung von Beweismitteln angeord- 
net habe, die heute bei den Ermittlungen 
zu den Anschlägen der Zwickauer Neo- 
nazi-Zelle wichtig sein könnten. Wie 
„Spiegel Online“ berichtete, ging es um 
die Tatortspuren des Anschlags vom 19. 
Januar 2001. Die Staatsanwaltschaft habe 
fünf Jahre später die Vernichtung verfügt. 
Laut dem Medienbericht habe das Bun- 
deskriminalamt (BKA) sich bei seinen 
Ermittlungen zum Nationalsozialisti- 
schen Untergrund (NSU) nach Vernich- 
tung der Beweismittel vergeblich um ei- 
nen Abgleich der DNA-Spuren mit dem 
in Köln sichergestellten Beweismaterial 
bemüht. Das Online-Magazin berief sich 
auf Ermittlungsakten. 

Bis heute ungeklärt ist, welche Helfe- 
ıInnen das Terrortrio in Köln und Dort- 
mund hatte — und ob nicht weitere An- 
schläge, wie das Attentat auf jüdische 
Migranten aus der SU vor mehr als 10 


nen Reitz mit dem NSU-Vertrauten Tobi- 
as Gerlach zu sehen ist. 

Minister Jäger behauptete, die Insider- 
quelle sei unglaubwürdig, habe in der 
Vergangenheit sogar als V-Mann anheu- 
ern wollen, sei aber vom Geheimdienst 
als nicht „zu gebrauchen“ eingeschätzt 
worden. Westpol scheint den Zeugen 
nicht als unglaubwürdig einzustufen 
(http://www.wdr.de/tv/westpol/sendungs 
beitraege/2011/1120/brauner-terror- 
nrw.jsp) 

Der VS hat nix gewusst?! V-Leute 
und der Fall Carsten $: 


V-Männer haben in auch NRW eine lange 
und unrühmliche Tradition: Bereits 
mehrfach machte der NRW-Geheim- 
dienst Schlagzeilen durch seine Verwick- 
lung in den braunen Sumpf. So wurde der 
Neonazi Sebastian S. im Jahr 2008 von 
seinem V-Mann-Führer in einem Prozess 
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wegen eines von ihm begangenen Raub- 
überfalls gedeckt. Jäger, damals innenpo- 
litischer Sprecher der Opposition, sprach 
damals von Strafvereitelung im Amt und 
einem Skandal. Damals kam heraus, dass 
S. mit Wissen des Verfassungsschutzes 
anderen Faschisten Waffen und Spreng- 
stoff angeboten hatte. Doch der damalige 
Innenminister Ingo Wolf (FDP) untersag- 
te Ermittlungen gegen den Verfassungs- 
schützer. Auch beim Scheitern des NPD- 
Verbotsverfahrens vor dem Bundesver- 
fassungsgericht 2003 spielte der NRW- 
Verfassungsschutz eine entscheidende 
Rolle. Denn der als eine Art Kronzeuge 
für das Verbot dienende NPD-Funktionär 
Wolfgang Frenz entpuppte sich als lang- 
jähriger V-Mann des Geheimdienstes, der 
seinen Agentenlohn in den Aufbau der 


Partei steckte. Das Verbotsverfahren 
scheiterte nicht unwesentlich daran. 
Anfang des Jahres wurde bekannt, dass 
Carsten S., der dem NSU-Trio eine Waffe 
besorgt hatte, seit 2003 in Düsseldorf 
wohnt. Lokale Antifagruppen hatten 
schon früh publiziert, dass S., der sich als 
Aussteiger inzwischen in der Aidshilfe 
engagierte, in 
Thüringen als bekannter Neofaschist 
agierte und auch vom Geheimdienst be- 
obachtet wurde. Der NRW-Geheimdienst 
hat nichts von Carsten S. gewusst, so die 
inzwischen in den Ruhestand versetzte 
VS-Leiterin Mathilde Koller. 


Was lernen” wir“ daraus? Lernen 
„wir”was? 


„Die logische Konsequenz aus dem Ver- 


sagen der Verfassungsschutzämter wäre 
angesichts des rechten Terrors — oder bes- 
ser: ihrer Kungelei mit Neonazis durch 
das V-Leute-Unwesen - ihre Auflösung“, 
so die LINKE Innenexpertin Ulla Jelpke. 
Aber nichts davon ist man bereit zu tun, 
auch nicht in NRW. Jäger hat mehrmals 
eine Verstrickung des NRW-Geheim- 
dienstes zurückgewiesen und auch bisher 
die Umstände rund um das Behördenver- 
sagen in der Keupstraße nicht untersu- 
chen lassen. 

Und auch offensichtlich notwendige 
Schritte einzuleiten, war die SPD/Grüne 
Landesregierung nicht bereit. So wurde 
ein Antrag der LINKEN vom November, 
sofort alle V-Leute-Spitzel in der neofa- 
schistischen Szene abzuschalten von al- 
len Fraktionen abgelehnt. Mehrfach wur- 


Proteste gegen NPD-Propagandatour 
in Stuttgart, Mannheim, Ulm, Erfurt 
und München 


STUTTGART. Gegen die NPD-Propagan- 
datour hatten aufgerufen Gewerkschaf- 
ten, VVN/BdA, Jusos, DIE LINKE und 
Antifas. Hier die Pressemitteilung der 
Antifaschistischen Aktion (Aufbau): 
„Am heutigen Montag versuchte die 
NPD, im Rahmen ihrer sogenannten 
‚Deutschlandtour‘ eine Kundgebung in 
der Stuttgarter Innenstadt abzuhalten. 
Den Kundgebungsort veröffentlichte die 
Partei aus Angst vor Protestaktionen erst 
am Vorabend. Trotz einer sehr kurzfristi- 
gen Mobilisierungszeit beteiligten sich 
zahlreiche AntifaschistInnen aus ver- 
schiedenen Spektren an den Gegenpro- 
testen. Darunter befanden sich revolutio- 
näre und antifaschistische Gruppen, Ge- 
werkschaften und Parteijugendorganisa- 
tionen. Am Mahnmal der Opfer des Fa- 
schismus diente eine Kundgebung als 
Anlaufstelle den Gegenprotesten. Die 
Anfahrt des NPD-Lautsprecherwagens 
wurde mehrmals durch Personen- und 
Sachblockaden unterbrochen und verzö- 
gert. Die NPD-Kundgebung fand letzt- 
endlich mit fast zwei Stunden Verspätung 
auf dem Kronprinzplatz in der Stuttgarter 
Innenstadt statt. Die 15 anwesenden Fa- 
schisten wurden von Antifaschistinnen 
und Antifaschisten lauthals übertönt und 
mit direktem Protest konfrontiert. Eine 
mitten in die Nazikundgebung geflogene 
Reizgasgranate unterbrach das faschisti- 
sche Spektakel für einige Minuten, an- 
schließend flogen Eier und Tomaten auf 
die Faschisten. Am Rande der Nazikund- 
gebung wurden einige Naziskinheads in 
körperlichen Auseinandersetzungen von 
engangierten Antifaschistinnen und Anti- 
faschisten konfrontiert. Die mit mehreren 
Hundertschaften, Reiterstaffel und Greif- 
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trupps aufgefahrene Polizei agierte die 
gesamte Zeit über äußerst aggressiv und 


nahm 75 Antifaschistinnen und Antifa- ' 


schisten im Tagesverlauf zum Teil brutal 
fest oder in Gewahrsam. Mindestens ein 
Antifaschist musste nach einem Polizei- 


angriff mit Kopfverletzungen stationär 
im Krankenhaus behandelt werden. Die 
Polizeiwache auf dem Cannstatter Wasen 
wurde alleine für die Ereignisse an die- 
sem Tag in Betrieb genommen und zur 
Gefangenensammelstelle umfunktioniert. 
Der Verkehr in der gesamten Stuttgarter 
Innenstadt wurde für mehrere Stunden 
stark behindert.“ 

DIE LINKE und VVN-BdA protestier- 
ten gegen den Polizeieinsatz. In der PM 
der VVN heißt es: 

„Wir werden prüfen, ob wir gegen die 
Einsatzkräfte Anzeige wegen Freiheits- 
beraubung, Nötigung und unterlassener 


Hilfeleistung erstatten. Wir werden uns 
nicht einschüchtern lassen und weiter auf 
die Straße gehen, wenn Faschisten und 
Rassisten öffentlich von einem neuen 
Dritten Reich schwadronieren und ein 
Deutschland ohne Ausländer fordern.“ 


Protest gegen die NPD-Deutschland- 
tour in Mannheim-Neckarau 


Im Rahmen einer sogenannten Deutsch- 
landtour machte der Bundesvorsitzende 
der NPD, Holger Apfel, am 28.7.2012 
mit seinem als „Flaggschiff“ bezeichne- 
tem Werbe-LKW Station in Mannheim. 
Neben der etwa achtköpfigen Besatzung 
des Werbe-LKWs nahmen an der Kund- 
gebung vor dem Seilwolff-Center in Ne- 
ckarau sieben Anhänger aus der Region 
teil. Zu einer Gegenveranstaltung hatte 
das Bündnis Mannheim gegen Rechts 
aufgerufen. Mit Pfiffen, Tröten und Mu- 
sik übertönten die Gegendemons- 


trant_innen die rassistischen Reden der 
NPD. Nach Zeitungsangaben sicherten 
120 Polizist_ innen den Ablauf der Ver- 
sammlungen, darunter auch eine BFE- 


Einheit und Pferdestaffel. Zur antifa- 
schistischen Kundgebung versammelten 
sich gegen 10 Uhr etwa 100 Menschen 
am Marktplatz in Neckarau, darunter 
Mitglieder von SPD, Grünen, LINKEN, 
Piraten, Falken und Antifas. Nach einer 
kurzen Begrüßungskundgebung zog die 
Demonstration auf einer kurzen Strecke 
zum Seilwolff-Center an der Neckarauer 
Straße. Es folgten weitere kurze Redebei- 
träge. Gegen 11 Uhr erreichten zunächst 
Mitglieder des NPD Kreiverbandes 
Rhein- Neckar und kurz darauf der Wer- 
be-LKW der Bundespartei ihren Kundge- 
bungsort. Das Ordnungsamt hatte für die 
NPD eine Verkehrsinsel vorgesehen, die 
Polizei schirmte die Nazis von jeglichem 
Kontakt ab. Einige wenige Nazis schli- 
chen um den Platz vor dem Einkaufcenter 
herum und kamen nicht zum NPD-Laster 
durch. Als zuerst rechte Musik und später 
Redebeiträge von Jan Jaeschke (Vorsit- 
zender der NPD Rhein-Neckar), Ronny 
Zasowk, der als Amtsleiter Bildung der 
NPD vorgestellt wurde, und Holger Apfel 
folgten, begannen die Gegendemons- 
trant_innen damit, möglichst viel Lärm 
und Krach zu machen. An der Protest- 
kundgebung nahmen jetzt über 200 Men- 
schen teil, die sich viel Mühe gaben, um 
gegen die laute Anlage des Werbe-LKW 
anzukommen. Dabei kamen Trillerpfei- 
fen, Tröten, Rasseln, Megaphone, Vuvu- 
zelas und Trompeten zum Einsatz, auch 
Anwohner innen beteiligten sich spon- 
tan, indem sie Lautsprecher ans Fenster 
stellten, die Alarmanlagen ihrer Autos 
immer wieder auslösten und „Hupen ge- 


gen Nazis“-Plakate an der Straße auf- 
hängten. Eine benachbarte Kneipe errich- 
tete eine kleine Bar auf dem Platz, um die 
antifaschistische Kundgebung mit Ge- 
tränken zu versorgen. 

Um 12.30 Uhr, eineinhalb Stunden frü- 
her als angekündigt, beendeten die Nazis 
ihre Veranstaltung und fuhren mit zwei 
Autos geschlossen davon. Die Vertreter _ 
innen von Mannheim gegen Rechts been- 
deten die Gegenveranstaltung und be- 
dankten sich bei den Teilnehmer_innen. 
Bei einer ähnlichen Veranstaltung am 
Donnerstag in der Nachbarstadt Lud- 
wigshafen kamen ca. 40 NPD-Anhänge- 
rInnen und einige traten auch gewaltbe- 
reiter auf. Nach Mannheim kam jedoch 
keineR der knapp 30 Ludwigshafener 
Nazis. Stattdessen freuen sich Jaeschke 
und der Rest der Rhein-Neckar-NPD, 
dass sie 1,5 Stunden auf der Suche nach 
einer „Atmosphäre der Zustimmung‘ wie 
im Zoo auf einer Verkehrsinsel stehen 
durften und von allen Seiten ausgepfiffen 
wurden. AK Antifa Mannheim 


Ulm: Stadt verbietet, Gericht erlaubt 
NPD-Auftritt 


Anders als die Stadt Stuttgart hat das 
Ordnungsamt in Ulm den NPD-Auftritt 
verboten, unterlag allerdings wie zu er- 
warten vor dem Verwaltungsgericht Sig- 
maringen. Dennoch: Die Auflagen konn- 
ten dadurch verschärft werden, die Kund- 
gebung musste an einem kleineren Platz 
stattfinden. Auch die Polizei verhielt sich 
deutlich zurückhaltender als in Stuttgart, 
sie forderte schließlich die NPDler auf, 
ihren Auftritt zu beenden, nachdem sie 
von den rund 300 Gegendemonstranten 
blockiert worden waren. Dass der Ulmer 
Oberbürgermeister Ivo Gönner bei den 
Demonstranten vorbeischaute und Ver- 
ständnis für die Aktion äußerte, sei eben- 

falls erwähnt. 
(Nach Berichterstattung des SWR-Fern- 
sehen, Landesschau aktuell). 


Erfolgreiche antifaschistische 
Proteste gegen NPD auch in Erfurt 


Die „antifaschistische koordination er- 
furt“ (ake) freut sich, dass heute mindes- 
tens 300 Personen in Erfurt gegen die 
NPD demonstriert und die Kundgebung 
der Nazis erfolgreich blockiert und effek- 
tiv gestört haben. Uschi Klein, Spreche- 
rin der ake: „Die Nazis mussten heute er- 
fahren, dass sie in Erfurt mit entschiede- 
nem Widerstand konfrontiert werden. 
Sitzblockaden, Pfiffe, Sprechchöre und 
zahlreiche Aktionen gegen die Nazis ha- 
ben klar gemacht: Erfurt ist kein gutes 
Pflaster für Nazis.” 

Mehrfach sind Funktionäre der NPD 
heute mit Gewalt gegen AntifaschistIn- 
nen, aber auch gegen Polizeibeamte, vor- 
gegangen. So griffen NPD-Landesvorsit- 
zen Patrick Wieschke und der NPD- 
Kommunalpolitiker Tobias Kammler die 
antifaschistische Kundgebung und einen 


Infostand der SPD an. Zuvor hatte 
Kammler einem NPD-Gegner bereits 
heißen Kaffee ins Gesicht geschüttet. Der 
sächsischa _NPD-Landtagsabgeordnete 
Andreas Storr soll zudem einen Polizis- 
ten bei der Auflösung der Nazi-Kundge- 
bung attackiert haben. 

Uschi Klein kritisiert das Agieren der 
Stadt Erfurt: „Nachdem die Nazis erst zu 
dumm waren, ihren Kundgebungsort zu 
finden und mehrfach mit Gewalt gegen 
Nazi-Gegner vorgingen, hätte die Stadt 
keine weitere Kundgebung für die Nazis 
mehr zulassen dürfen. An diesem Punkt 
hätte die Stadt einen klaren Schlussstrich 
ziehen müssen.“ 

Klein erklärt abschließend: „Die Pro- 
teste heute waren sehr erfolgreich. Wir 
danken allen, die gegen die Nazis auf der 
Straße waren. Die Aktionen haben ge- 
zeigt: Antifaschistischer Protest ist er- 
folgreich. Nachdem in den letzten Wo- 
chen mehrfach Nazis in Erfurt Menschen 
angegriffen haben, war es heute umso 
wichtiger, antifaschistisch wieder in die 
Offensive zu kommen.“ 

Quelle: http://erfurtnazifrei.wordpress. 
com/2012/08/06/pressemitteilung-06-08- 

2012-erfolgreiche-antifaschistische- 
proteste-gegen-npd/ 
München ist bunt: Laute und kraft- 
volle Demo gegen NPD-Tour 


So laut war es am Münchner Rotkreuz- 
platz wohl selten. Mehre Hundert Gegen- 
demonstrierende mit Trillerpfeifen und 
lauten Stimmen machten Krach gegen die 
Nazis. 

Zuerst sprachen auf einer kleinen Ge- 
gendemonstration der Nazi-Verfolgte 
Ernst Grube und die Münchner DGB- 
Vorsitzende Simone Burger. Danach ver- 
sammelten sich mehrere Hundert Perso- 
nen auf dem Rotkreuzplatz um die Ab- 
sperrungen der Polizei, um den angekün- 
digten NPDlern einen unfreundlichen 
Empfang zu bereiten. Als der LKW der 
NPD, die auf ihrer „Deutschlandfahrt‘“ in 
vielen Städten mit Parolen gegen Ein- 
wanderung und europäische Solidarität 
hetzt, ankam, brauste ein ohrenbetäuben- 
der Lärm auf: „Nazis raus“, „Haut ab“, 
„Ihr könnt nach Hause fahren“ sowie un- 
zählige Trillerpfeifen waren zu hören. 
Die Nazis wurden im wahrsten Sinne des 
Wortes übertönt. Der Handvoll Rechtsex- 
tremisten mit dem NPD-Funktionär und 
BIA-Stadtrat Karl Richter stand die 
Übermacht der engagierten Demokraten 
gegenüber. Viele Fahnen und Transparen- 
te von Grünen, SPD, LINKEN, Gewerk- 
schaften, kleineren Gruppen und auch der 
CSU waren zu sehen. 

Nach einer knappen Stunde war der 
Spuk zu Ende, der traurige braune Hau- 
fen zog ab. Und das demokratische Mün- 
chen hatte gezeigt, dass die Stadt bunt 
und demokratisch ist — und laut! 

Florian Roth und 
Mücahit Tunca 


antifaschistische nachrichten 17-2012 9 


; Dieser Streit, der demnächst in 
Frankreich auch vor den Ge- 
richten ausgetragen werden 

dürfte, ist kein Rosenkrieg. Auch han- 
delt es sich nicht um die neueste Episo- 
de von Sex in the city oder den Despe- 
rate Houswifes. Es handelt sich um ei- 
nen politisch-ideologischen Streit mit 
zeitgeschichtlichen Implikationen, 
dessen letzte Kapitel noch nicht ge- 
schrieben sind. 


Erster Ausgangspunkt war ein Konzert, 
das die Pop-Diva Madonna am 31. Mai 
dieses Jahres — Frankreich bereitete sich 
gerade auf die Parlamentswahlen vor - in 
Tel Aviv gab. Um ihren Song Nobody 
knows me zu illustrieren, ließ Madonna 
auf einem Großbildschirm eine Serie von 
Gesichtern in schneller Reihenfolge hin- 
tereinander ablaufen. Dabei folgte die 
französische rechtsextreme Politikerin 
Marine Le Pen auf den Papst, den chinesi- 
schen Präsidenten Hu Jin-tao, Hosni Mu- 
barak und Sarah Palin. Das Konterfei der 
44-jährigen Politikerin tauchte in kurzen 
Abständen zwei oder drei mal hintereinan- 
der auf, doch dazwischen wurde sekunde- 
lang ein Hakenkreuz eingeblendet — so 
dass beim schnellen Hinsehen eine opti- 
sche Täuschung entstehen konnte, die das 
Naziabzeichen auf der Stirn der Chefin des 
Front National (FN) platzierte. Kurz da- 
rauf erschien auch eine schnauzbärtige Fi- 
gur, die Hitler ähnelt, für Bruchteile von 
Sekunden auf der Leinwand. 

Nun könnte man darüber diskutieren, ob 
dies den Kurs der rechtsextremen Politike- 
rin richtig charakterisiert. Einerseits ist sie, 
anders als ihr Vater und Vorgänger Jean- 
Marie Le Pen, um deutliche verbale Dis- 
tanz zum Nationalsozialismus und histori- 
schen Faschismus bemüht. Auf der ande- 
ren Seite war sie etwa am 27. Januar die- 
ses Jahres — zusammen mit dem Chef der 
FPÖ, Heinz-Christian Strache — in Wien 
beim von österreichischen Burschenschaf- 
ten ausgerichteten WKR-Ball zu Gast, wo 
es von alten sowie neuen Nazis nur so 
wimmelt. Eine Satiresendung des franzö- 
sischen Fernsehens zeigte Marine Le Pen 
damals als Aschenputtel: Ihre Puppe tanzt 
mit einem Prinzen — einer arischen Hack- 
fresse — und verliert dabei einen Schuh, in 
Gestalt eines Springerstiefels. Aber dann 
schlägt es Mitternacht. Und die Tänzerin 
entschwindet, da sie nach Hause zurück- 
kehren muss, wie Aschenputtel im Mär- 
chen. Im Off hört man dazu eine Stimme: 
„Wenn es Mitternacht schlägt, verwandelt 
sie sich in eine Demokratin zurück.“ 

Anlass für historische und aktuelle Ge- 
danken könnte im Übrigen auch das Par- 
teisymbol des Front National geben. Es 
besteht aus einer Flamme in den National- 
farben blau-weiß-rot, und wurde bei der 
Parteigründung 1972 vom. italienischen 
MSI übernommen. Bei der italienischen 
neofaschistischen Partei wiederum stand 
die Flamme, dort in grün-weiß-roter Aus- 
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Marine versus Madonna 


führung, seit ihrer Gründung 1947 für die 
Seele Benito Mussolinis, die aus seinem 
Sarg gen Himmel auffährt. Auf der italie- 
nischen Rechten wird die fiamma heute 
nur noch von Splitterparteien benutzt. Der 
französische Front National dagegen be- 
nutzt seine Flamme bis heute ungebrochen 
weiter, auch wenn die historische Erklä- 
rung in der Regel nicht dazu geliefert wird. 
So viel zum Thema antifaschistischer Ge- 
sinnungswandel. 

Beim Front National sah man die Nach- 
richt vom Auftritt Madonnas in Tel Aviv 
allerdings weder als Anlass für Überlegun- 
gen zur Frage historischer Kontinuitäten, 
noch nahm man es mit Humor. Vielmehr 
kündigte die Partei umgehend eine Klage 
vor französischen Gerichten an. Anfang 
Juni zitierte die französische Gratistages- 
zeitung 20 minutes einen ungenannten 
Sprecher in der Parteizentrale mit den 
Worten: „Wir werden Geld durch den Pro- 
zess verdienen.“ 

Kurz darauf, am 3. Juni, äußerte sich 
erstmals auch Marine Le Pen persönlich 
dazu. Am Rande eines Wahlkampfauftritts 
erklärte sie gegenüber Journalisten: „Wenn 
Madonna das in Frankreich macht, dann 
warten wir schon auf sie!“ Damals waren 
ein Konzert der Pop-Diva am 14. Juli im 
großen Fußballstadion Grand Stade in der 
Nähe von Paris, und am 21. August in Niz- 
za geplant. Le Pen fügte hinzu: „Die altern- 
den Sängerinnen, die von sich reden ma- 
chen müssen, kommen verständlicherwei- 
se auf solche Extremideen.“ In Wirklich- 
keit trennen nur zehn Jahre Altersunter- 
schied den 54-jährigen Weltstar Madonna 
und die französische Politikerin. Vier Tage 
später mischte sich auch der tatsächlich be- 
tagte Jean-Marie Le Pen, er ist inzwischen 
84, in die Sache ein. Bei einer Pressekonfe- 
renz in Lyon erklärte er, seine Tochter dazu 
anregen zu wollen, „mehrere Millionen 
Dollar von Madonna zu fordern oder je- 
denfalls von denen, die ihre Konzerte orga- 
nisieren.‘“ Gerade er würde sich allerdings 
wohl besser zurückhalten, wenn es darum 
geht, über eventuelle Nazi-Affinitäten 
beim FN zu diskutieren. 

Danach hörte man eine Zeitlang nichts 
von der Angelegenheit, bis zum 14. Juli. 
Am französischen Nationalfeiertag hatte 
Madonna dann tatsächlich ihren geplanten 
Auftritt im Grand Stade bei Paris vor 
70000 Personen, und zeigte dort erneut 
den Videoclip. Dieses Mal reagierte die 
Partei prompt. Auf argumentativ nicht 
dumme Weise erklärte Florian Philippot — 
der 30-jährige Technokrat leitete in den 
letzten zwölf Monaten den Präsident- 
schaftswahlkampf Marine Le Pens, und 
wurde vor kurzem mit einem Posten im 
Parteivorstand bedacht —, das Video sei 
nicht nur eine Attacke gegen „den FN und 
unsere Wähler“, Sondern es „relativiere“ 
auch „gravierende Dinge“. Eine Argumen- 


tation, die es ihm erlaubt, nicht öffentlich 
als Nazi-Verharmloser dazustehen. 

Philippot kündigte für die darauffolgen- 
de Woche die Erstattung einer Strafanzei- 
ge wegen übler Nachrede im Namen der 
Partei an. Diese wurde tatsächlich am 19. 
Juli eingereicht. In der Strafanzeige steht 
zu lesen: „Die Antragstellerin wurde belei- 
digt. In Wirklichkeit lautet die Aussage, 
sie sei Nazi. Im Übrigen kann eine Belei- 
digung, rechtlich betrachtet, durch ein Bild 
oder eine Zeichnung erfolgen.“ 

Madonna selbst wiederum erklärte ihre 
Absichten kurz darauf, anlässlich eines 
Auftritts in Brasilien, in einem Interview 
mit dem dortigen Fernsehsender Globo: 
„Dieses Video spricht von der Intoleranz 
einiger Menschen gegenüber anderen. (...) 
Die Musik betrifft auch Ideen. Ideen inspi- 
rieren die Musik, nicht wahr? Bei einem 
Konzert möchte ich immer auch eine Ge- 
schichte erzählen.“ 

Dies versuchte Madonna auch bei ei- 
nem weiteren Konzert in Frankreich, das 
außerplanmäßig am Abend des 26. Juli im 
Pariser Konzertsaal L’Olympia gegeben 
wurde. Sie unterbrach ihren musikalischen 
Auftritt für sieben Minuten, während derer 
sie über das Mikrophon sprach, um „das 
tolerante Frankreich“ zu loben, im Gegen- 
satz zu dem anderen Frankreich, das Mari- 
ne Le Pen verkörpere. Sie führte aus: „Vor 
der Bürgerrechtsbewegung konnten afro- 
amerikanische Künstler keine Großauftrit- 
te in den USA haben, aber Frankreich öff- 
nete ihnen die Arme.‘ Sie nannte dazu Jo- 
sephine Baker und Charlie Parker. Damals 
hätten „die Farbigen, die Minderheiten 
sich in Frankreich wohl gefühlt“. Aber 
heute, fuhr sie fort, „tritt die Welt in eine 
Periode ein, die Angst macht. Wirtschaften 
brechen zusammen, die Leute in Grie- 
chenland haben nichts zu essen, überall 
leiden Leute und haben Angst. Und was 
passiert, wenn die Leute Angst haben? Sie 
werden intolerant.‘ 

In den großen Medien sorgte dieses 
Konzert allerdings aus anderen Gründen 
für Aufmerksamkeit. Aus nicht genau be- 
kannten Gründen brach Madonna ihren 
Auftritt an dem Abend, für den die 2 700 
eingefleischten Fans zwischen 85 und 250 
Euro hingeblättert hatten — manche hatten 
vor dem Schalter übernachtet, um sicher 
zu sein, Einlass zu bekommen — nach nur 
fünfzig Minuten einschließlich der Rede- 
einlage ab. Die Fans trauten ihren Augen 
nicht, und Sprechchöre ertönten, die Rufe 
von „Schlampe!“ bis „Geld zurück!“ skan- 
dierten. Aufeiner seiner Webseiten berich- 
tete der FN hämisch darüber, und ordnete 
den Text dazu in die Artikelrubrik 
„Menschliche Dummheit“ ein. 

Auf den Fortgang der Dinge darf man 
gespannt sein, wenn Madonna Ende dieses 
Monats in Nizza erneut auftritt. 

Bernhard Schmid, Paris 


:flucht und migration 


Choucha: Noch immer sitzen 
Flüchtlinge in der tunesischen 
Wüste fest 


Eine Delegation des internationalen Netz- 
werks Boats4People hat vergangene Wo- 
che Flüchtlinge aus dem tunesischen La- 
ger Choucha getroffen — die Lage der dort 
verbliebenen Flüchtlinge wird immer ver- 
zweifelter. 


Eigentlich war alles gut vorbereitet: 
Eine Delegation des Netzwerks Bo- 
ats4People wollte im Flüchtlingslager 
Choucha Flüchtlinge treffen, die eingela- 
den waren, sich an den Vorbereitungen 
zum Weltsozialforum 2013 zu beteiligen. 
Doch die Soldaten am Eingang ließen die 
11 Aktivisten aus Afrika und Europa nicht 
passieren — das an der libyschen Grenze 
gelegene Lager dürfe nur noch mit Erlaub- 
nis des Verteidigungsministeriums betre- 
ten werden, hieß es. Nur telefonisch konn- 
te die Teilnahme von acht Flüchtlingen aus 
Choucha an der Veranstaltung in Monastir 
vorbereitet werden. 

Dort berichteten sie von der aussichtlo- 
sen Lage der noch immer in Choucha fest- 
sitzenden Lagerbewohner. Die meisten 
wurden nicht als Flüchtlinge anerkannt. In 
ihre Herkunftsländer wie Eritrea, Sudan 
und Somalia können sie jedoch nicht zu- 
rück und auch in der tunesischen Wüste 
gibt es keine Zukunft für sie. Die Flücht- 
linge berichteten über ihre dramatische Si- 
tuation und forderten, dass für die in 
Choucha ausharrenden Menschen schnell 
eine humanitäre Lösung gefunden werden 
müsse - etwa die Aufnahme in einem an- 
deren Staat, der ihnen dauerhaften Schutz 
gewährt. Die Anreise der Flüchtlinge aus 
Choucha zur Veranstaltung des Weltsozi- 
alforums in Monastir wurde von PRO 
ASYL finanziell unterstützt. 

Die Verzweiflung von Menschen, die im 
nordafrikanischen Transit gefangen sind, 
führt immer wieder zu tragischen Schiffs- 
unglücken auf dem Mittelmeer. Nach vor- 


sichtigen Schätzungen des UNHCR haben 
in diesem Jahr 170 Menschen beim Ver- 
such der Überfahrt ihr Leben verloren. Im 
letzten Jahr waren es nach Angaben des 
UNHCR 1500 Flüchtlinge und Migran- 
ten, die im Mittelmeer starben. Andere 
Schätzungen gehen von über 2000 Toten 
im Jahr 2011 aus. 

Das Netzwerk Boats4People, in dem 
sich Aktivisten aus Europa und Afrika zu- 


sammengeschlossen haben, macht mit Ak- 
tionen vor Ort auf die Tragödien aufmerk- 
sam und arbeitet dabei mit Verwandten 
und Freunden der Toten und Vermissten 
zusammen. Jüngst dokumentierte es das 
letzte Unglück im Juni, bei dem 54 Men- 
schen starben. 

Quelle: http://www.proasyl.de I 


Interkulturelle Wochen 2012: 
PASSTSCHO 


„Herzlich willkommen — wer immer Du 
bist“ steht auf einem fiktiven Pass mit der 
Länderangabe „PASSTSCHO“. Das ist 
auch das Motto der Interkulturellen Wo- 
chen 2012, die zwischen dem 15. Septem- 
ber und 3. Oktober stattfinden. Willkom- 
men zu sein, wer immer man ist, ent- 
spricht durchaus nicht den täglichen Le- 
benserfahrungen vieler Migrantinnen und 
Migranten in Deutschland. Die Interkultu- 
rellen Wochen sind der Gegenentwurf zu 
Ablehnung, Diskriminierung und Rassis- 
mus. Deutlich wird dies auf rund 4500 
Veranstaltungen in mehr als 450 Städten, 
Landkreisen und Gemeinden. 

Wie immer zeigt auch in diesem Jahr 
eine Online-Veranstaltungsdatenbank, 
welche Veranstaltungen wo stattfinden. 
Der Tag des Flüchtlings, der im Rahmen 
der Woche stattfindet, ist am 28. Septem- 
ber. Weitere Informationen gibt es im In- 
ternet auf der Seite: 
www.interkulturellewoche.de 

Quelle: Publikation „Forum Migration 
August 2012” WM 


Schildbürgerstreich am 
neuen Berliner Flughafen 


BERLIN. Während auf dem „Willy-Brandt- 
Flughafen“ in naher Zukunft kein Flug- 
zeug starten oder landen kann, steht das 
am Flughafen eigens errichtete Flücht- 
lingsgefängnis schon bereit. 

Es ist immer gut, für alle Fälle gerüstet 
zu sein. So hat die Schweiz keine Küste, 
aber eine eigene Marine. Vielleicht kommt 
das Meer ja noch zu ihr. Ähnlich gut ge- 
rüstet ist man auf der Großbaustelle des 
Willy-Brandt-Flughafens in Berlin: Dort 
wird zwar noch lange kein Flugzeug lan- 
den, aber falls sich dennoch ein Flüchtling 
dorthin verirren sollte, könnte man ihn 
schon mal einsperren. Denn auch wenn 
vom Flughafenneubau ständig neue Ver- 
zögerungen berichtet werden, ist das Flug- 
hafen-Gefängnis für Flüchtlinge ist schon 
so gut wie eröffnet. 

Auch wenn Ende Juli 2012 erneut gegen 
das Abschiebegefängnis im Flughafen 
Berlin-Schönefeld, künftig „Willy- 
Brandt“, demonstriert wurde, läuft seit 
dem 1. August der Mietvertrag für das Ge- 
bäude, derzeit wird offenbar bereits mö- 
bliert. Dies sei zwar nicht gleichbedeutend 
mit der Inbetriebnahme als Abschiebege- 
fängnis, so ein Sprecher des Brandenbur- 
gischen Innenministeriums laut der Lau- 
sitzer Rundschau vom 30. Juli 2012, aber 
dennoch sieht alles danach aus, als werde 
die Flughafen-Haftanstalt lange vor dem 
Flughafen selbst funktionieren. 

Gleichzeitig hat Brandenburg eine Bun- 
desratsinitiative gegen das Flughafenasyl- 
verfahren gestartet, die auch von Rhein- 
land-Pfalz unterstützt wird. Darin bezie- 
hen sich die beiden Landesregierungen auf 

die zahlreichen Proteste gegen das Asyl- 

schnellverfahren. Schon im Januar hatten 
sich zahlreiche Organisationen und Ver- 
bände der Zivilgesellschaft mit einer ge- 
meinsamen Stellungnahme gegen die Ein- 
richtung eines „Flughafenverfahrens“ am 
neuen Berliner Flughafen gewandt. 

Im Flughafenverfahren werden Asylsu- 
chende noch im Transit abgefangen und 
faktisch inhaftiert — dort müssen sie ihr 
Asylverfahren durchlaufen. Die normalen 
Rechtsmittelfristen sind dabei drastisch 
verkürzt. In der Vergangenheit hat das has- 
tige Verfahren zu fatalen Fehlentscheidun- 
gen geführt, die bis hin zu Zurückschie- 
bung von gefährdeten Personen in den 
Verfolgerstaat führten. PRO ASYL fordert 
schon lange die Abschaffung des „Flugha- 
fenverfahrens“. Schutzsuchenden ist ein 
faires Asylverfahren unter rechtsstaatli- 
chen Bedingungen zu gewähren. 

Quelle: http://www.proasyl.de 9.8.2012 


PRO ASYL 


DER EINZELFALL ZÄHLT. 


antifaschistische nachrichten 17-2012 11 


Vier Kindern droht Abschie- 
bung aus Hamburg 


HaMmBuec. Vier Kindern, die derzeit an ei- 
nem Zeltlager der Falken aus Hamburg 
und Schleswig-Holstein teilnehmen, droht 
nach ihrer Rückkehr die Abschiebung 
nach Mazedonien. Während der Vater be- 
reits in der Nacht zu Samstag im Rahmen 
einer Sammelabschiebung ausgeflogen 
wurde, sollen die Mutter, die vier Töchter 
zwischen sechs und zwölf Jahren und der 
einjährige Bruder direkt nach dem Ende 
des Zeltlagers folgen. 

Der Anruf der Hamburger Ausländer- 
behörde erreichte den Landesvorsitzen- 
den der Hamburger Falken, Tilmann 
Dieckhoff, am Freitagabend um 20:30 
Uhr, als die Kinder am Lagerfeuer san- 
gen. Am Telefon erwog die Mitarbeiterin 
der Hamburger Ausländerbehörde, die 
sich zum Zeitpunkt des Telefonats in der 
Wohnung der Kinder in einer Hamburger 
Flüchtlingsunterkunft befand, die Kinder 
direkt aus dem Zeltlager abzuschieben. 
„Allein die Tatsache, dass die Kinder 
nicht mehr mit der Fähre ans Festland ge- 
bracht werden konnten, verhinderte ver- 
mutlich die Abschiebung aus dem Ferien- 
lager“, so Tilmann Dieckhoff. Trotzdem 
ist klar, dass der Vater seine Kinder nach 
der Rückkehr aus dem Zeltlager nicht 
vom Bahnhof abholen kann, weil er be- 
reits abgeschoben wurde. 

Wir Falken verurteilen diese men- 
schenverachtende Abschiebeaktion 
scharf. Die Hamburger Ausländerbehör- 
de zeigt damit, dass Werte wie Vielfalt 
und solidarisches Miteinander, die wir 
auf unserem Zeltlager leben, für sie kei- 
nerlei Bedeutung haben. Die Abschiebe- 
aktion der Hamburger Ausländerbehörde 
offenbart die perfide Widersprüchlichkeit 
der sogenannten Integrationspolitik: 
Während die eine Behörde, in diesem 
Fall das Jugendamt, Kindern mit Flücht- 
lingshintergrund an der Ferienmaßnahme 
Erholung, Teilhabe und ein altersgerech- 
tes Aufwachsen ermöglichen will, wer- 
den diese Bemühungen durch menschen- 
unwürdiges Verwaltungshandeln einer 
anderen Behörde zunichte gemacht. 

Bei der Sozialistischen Jugend — Die 
Falken nehmen seit Jahren Flüchtlings- 
kinder an Zeltlagern und Aktionen teil. 
Politisches Engagement gegen die un- 
menschliche Flüchtlingspolitik ist für uns 
langjährige Praxis. „Wir verstehen uns 
als Anwälte von Kindern und Jugendli- 
chen und setzen uns seit langem aktiv für 
die Einhaltung der Kinderrechte ein“, be- 
tont Tilmann Dieckhoff. Und weiter: 
„Auch nach der Rückkehr aus unserem 
Sommerzeltlager werden wir die betrof- 
fenen Kinder und ihre Familie mit all un- 
seren Kräften unterstützen!“ 

Quelle: Pressemitteilung SID — Die Fal- 
ken Landesverband Hamburg und Landes- 

verband Schleswig-Holstein 28.7.2012 
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Rassistischer Brandanschlag 
in Bremen-Woltmershausen: 
Aufklären statt Vertuschen! 


BREMEN. Am 28.7.2012 wurde in Wolt- 
mershausen ein Brandanschlag auf ein 
Einfamilienhaus verübt. Zur Tatzeit be- 
fanden sich acht Personen im Haus. De- 
ren Tod wurde billigend in Kauf genom- 
men, wenn nicht sogar beabsichtigt. Dem 
Anschlag vorausgegangen waren rassisti- 
sche Äußerungen und die konkrete An- 
kündigung der Tat. Der 20 Jahre alte 
Sohn der betroffenen Familie kam am 
frühen Samstagmorgen nach Hause. We- 
nige Häuser weiter saßen Nachbarn mit 
Bekannten auf der Terrasse. Als sie den 
jungen Mann sahen, skandierten sie laut- 
stark „Ausländer raus“. Der Sohn igno- 
rierte die Rufe und ging ins Haus. Kurz 
danach entzündeten die Nachbarn einen 
Brandsatz, bewaffneten sich mit Kanthöl- 
zern und zerstörten die Glasscheibe der 
Eingangstür. 

Anders als in der Pressemitteilung der 
Polizei und in den Medien dargestellt, 
handelte es sich nicht nur um einen 
„brennenden Lappen“. Vielmehr bestand 
der Brandsatz aus einem T-Shirt und ei- 
ner größeren Menge Brandbeschleuniger, 
welcher unter der Tür hindurch in den 
Hausflur eindrang. 

Die Polizei nahm die Täter_innen vor- 
läufig fest. Nachdem diese nach einer 
dreistündigen Polizeimaßnahme wieder 
auf freien Fuß gesetzt wurden, baten die 
Betroffenen um Polizeischutz. Die einzi- 
ge Reaktion der Beamten war die Aussa- 
ge, sie „sollten sich doch einen Eimer 
Wasser neben die Tür stellen“. Auch in- 
formierte die Polizei die Öffentlichkeit 
nicht. Erst nachdem der Anwalt der be- 
troffenen Familie den Weser-Kurier über 
den Anschlag in Kenntnis setzte, veröf- 
fentlichte die Polizei eine Pressemittei- 
lung. Es ist offensichtlich, dass die Poli- 
zei versucht, das Ereignis als Nachbar- 
schaftsstreitigkeit abzutun und herunter- 
zuspielen. Die Situation der Bewoh- 
ner innen des Hauses stellt sich auch 
deshalb besonders bedrohlich dar, weil 
sich die Mehrheit der Nachbarschaft 
nicht solidarisch mit ihnen zeigt. Im Ge- 
genteil. Teile der Bewohner innen der 
Reihenhaussiedlung brachten offen ihre 
Sympathie für die Tat zum Ausdruck. 

Es gibt unzählige Beispiele für die 
mörderische Qualität des rassistischen 
Normalzustands. 180 Tote durch rassisti- 


sche Gewalt seit der Wende zeigen dies 

deutlich. Wir wollen und werden uns mit 

diesem Zustand nicht arrangieren. 
Quelle: Flüchtlingsrat Bremen U 


Gutscheinpraxis in Nieder- 
sachsen sofort beenden 


HANNOVER. Das Bundesverfassungsge- 
richt hat verlangt, dass die staatlichen 
Hilfen für Asylbewerber und Kriegs- 
flüchtlinge erhöht werden müssen. Sie 
sollen künftig in etwa auf dem Niveau 
von Sozialhilfe und Hartz IV liegen. 
Dazu erklärte die innenpolitische Spre- 
cherin der Fraktion DIE LINKE im Land- 
tag, Pia Zimmermann: „Das Urteil des 
Bundesverfassungsgerichts zeigt, wie un- 
würdig Flüchtlinge in Deutschland be- 
handelt werden. Es ist auch eine Nieder- 
lage für die Landesregierung, die seit Jah- 
ren an der unwürdigen Ausgabe von Gut- 
scheinen festhält. Diese Praxis muss en- 
den: Die Flüchtlinge sollen die ihnen zu- 
stehenden Leistungen künftig in Bargeld 
ausgezahlt bekommen. Das ist das Min- 
destmaß zur Wiederherstellung der Men- 
schenwürde.“ 

Quelle: DIE LINKE. Fraktion im Nie- 

dersächsischen Landtag 18.7.2012 


278 Menschen aus Nieder- 
sachsen im ersten Halbjahr 


abgeschoben 

HANNOVER. Im ersten Halbjahr 2012 
wurden insgesamt 278 Menschen aus 
Niedersachsen abgeschoben. Dies geht 
aus der Antwort der Landesregierung auf 
eine kleine Anfrage der Linksfraktion 
hervor. Dabei ist insbesondere die Zahl 
der Abschiebungen in Balkanländer ge- 
stiegen: Von 105 in den ersten sechs Mo- 
naten 2011 auf 127 ein Jahr später. An der 
Spitze steht dabei Serbien mit 58 dorthin 
erfolgten Abschiebungen, gefolgt vom 
Kosovo mit 29 und Albanien mit 21 Ab- 
schiebungen. „Die Zahlen belegen: An 
der unmenschlichen Abschiebepolitik der 
Landesregierung hat sich nichts geän- 
dert“, sagte die innenpolitische Spreche- 
rin der Linksfraktion, Pia Zimmermann. 
Die Ankündigung von Ministerpräsident 
David McAllister, für eine humanere 
Flüchtlingspolitik zu sorgen, erweise sich 
als leere Versprechung. „Es wird offen- 
sichtlich, dass dieses Versprechen nie- 
mals ernst gemeint war“, so Zimmer- 
mann. 

Insgesamt hat das Land Niedersachsen 
nach Angaben des Innenministeriums 
fast eine Million Euro in diesem Jahr für 
Abschiebungen ausgegeben. „Es wäre 
sinnvoller gewesen, das Geld für Integra- 
tionsprojekte auszugeben. Voraussetzung 
dafür wäre aber ein Paradigmenwechseln 
in der Flüchtlingspolitik des Landes“, be- 
tonte Zimmermann. 

Quelle: DIE LINKE. Fraktion im Nie- 
dersächsischen Landtag 1.8.2012 M 


Frankreich: 


Elemente zur Einwanderungspolitik 
der neuen Regierung - Teil Il 


Hat sie, oder hat sie nicht? Am 
Freitag, den 27. 7. 12 und in der 
Woche drauf hielt die Polemik 
um angebliche Äußerungen der frü- 
heren sozialdemokratischen Präsi- 
dentschaftskandidatin Segolene Roy- 
al an. Die Auslassungen sorgten kurz- 
zeitig für ein angespanntes Verhältnis 
zwischen Teilen des sozialdemokrati- 
schen Regierungslagers und Verire- 
tern der Einwanderungsbevölkerung. 
Doch Royal dementierte, den umstrit- 
tenen Ausspruch getätigt zu haben, in 
dem sie sich „nicht wiedererkenne“”. 


Die Regionalpräsidentin im westfranzö- 
sischen Poitiers war am Donnerstag, den 
26. Juli durch das konservativ-liberale 
Wochenmagazin Le Point mit der Aussa- 
ge zitiert worden, ihre Parteikollegin Na- 
jat Vallaud-Belkacem verdanke ihre Äm- 
ter — Regierungssprecherin und Ministe- 
rin für Frauenrechte - allein ihrer Her- 
kunft. Die junge Politikerin ist 1977 in 
Marokko geboren worden. Segolene 
Royal soll die Worte hinzugefügt haben: 
„Sie wäre vielleicht nicht dort, wenn sie 
Claudine Dupont heißen würde.“ 

Zu ihrer Verteidigung erklärte Royal 
am Freitag Abend, sie habe nie irgend- 
welche diskriminierenden Absichten ge- 
hegt. Gleichzeitig erklärte Royal, die in 
Jahren 2006/07 den Wahlkampf ihrer 
Partei führte, sie selbst habe Vallaud-Bel- 
kacem damals „wegen ihrer Geschichte“ 
— sprich, ihrer Abstammung — politisch 
gefördert. Denn sie habe sich immer mit 
Leuten unterschiedlicher Herkunft umge- 
ben wollen. Royal fügte hinzu: „Sie muss 
akzeptieren, deswegen da zu sein.“ Und: 
„Sie muss zu ihrer Identität stehen und 
stolz darauf sein.“ 

In Wirklichkeit ist plausibel, dass Val- 
laud-Belkacem eher wegen ihrer Positio- 
nen, ihres Engagements und ihres Werde- 
gangs als Person denn aufgrund ihrer Ab- 
stammung erfolgreich sein möchte. Zwar 
ist der genaue Wortlaut der Äußerungen 
Segolene Royals gegenüber Le Point un- 
klar, nachdem sie deren exakte Wiederga- 
be abgestritten hat. Allerdings deutet das 
Dementi an, dass sie so falsch nicht zitiert 
worden sein dürfte. 

Die abgehalfterte Politikerin Royal 
dürfte derzeit schwer über ihre eigene 
Partei frustriert sein: Bei der Parlaments- 
wahl im Juni 2012 verlor sie im Wahl- 
kreis La Rochelle, weil ein Gegenkandi- 
dat aus den eigenen Reihen — Olivier Fa- 
lorni, der nicht durch die Parteiführung 
aufgestellt worden war, aber sich eigen- 
mächtig um einen Parlamentssitz bewarb 
— sie aus dem Rennen schlug. Und für 


Ende August hat Royal bereits angekün- 
digt, die alljährlich um diese Zeit in La 
Rochelle stattfindende „Sommeruniversi- 
tät“ der Sozialistischen Partei zu schwän- 
zen. Nachdem Royal sich persönlich ver- 
letzt fühlt, dürfte sie für ihre eigene Partei 
noch unberechenbarer geworden sein, als 
dies ohnehin zuvor schon der Fall war. 
Insofern liegt auch auf der Hand, dass sie 
mitunter darauf losredet, ohne den daraus 
entstehenden politischen Schaden abzu- 
schätzen. 

Jenseits der persönlichen Dimension 
stellt sich die Frage, welche Rückschlüs- 
se diese Auslassungen auf Positionen der 
Partei zulassen. Dass Royals Äußerungen 
für diese symptomatisch seien, behauptet 
jedenfalls der Front National. Die rechts- 
extreme Partei reagierte als erster innen- 
politischer Akteur überhaupt auf die Af- 
färe. In ihrem Namen erklärte das neue 
Vorstandsmitglied Florian Philippot, 
Royals Haltung zeigte, „dass die Linke 
die Immigration liebt, aber die Assimila- 
tion hasst“. Sie wolle lieber massenweise 
unassimilierte Einwanderer, als einzelnen 
„gut assimilierten“ Individuen eine 
Chance zum Aufstieg zu geben. 

Dass die französische Sozialdemokra- 
tie generell die Einwanderung liebe oder 
die Grenzen am liebsten öffne, wie Kon- 
servative und Rechtsextreme es in den 
Wahlkämpfen dieses Frühjahrs unisono 
behaupteten, um apokalyptische Szena- 
rien vom Untergang der Nation an die 
Wand zu malen, lässt sich sicherlich nicht 
behaupten. Da die Partei damit rechnete, 
dass die Gesellschaft in der ökonomi- 
schen Krise eher zu mehr Ab- und Aus- 
grenzung neige, versuchte sie jeden Ein- 
druck von „übertriebenem‘“‘ Humanismus 
oder Großzügigkeit gar nicht erst auf- 
kommen zu lassen. Gleichzeitig versuch- 
te sie, Fragen der Einwanderungspolitik 
möglichst wenig zum Thema werden zu 
lassen, da sie befürchtete, in einem Wett- 
lauf der Sprüche und des Schürens von 
Emotionen durch die verschiedenen 
Rechtskräfte schnell abgehängt zu wer- 
den. 

Anlässlich der großen Fernsehdebatte 
zwischen den beiden Präsidentschafts- 
kandidaten in der Stichwahl, Nicolas Sar- 
kozy und Frangois Hollande, am 2. Mai 
12 versuchten Fernsehjournalisten, Hol- 
lande zu einer Position bei der Frage 
„Gibt es zu viele Ausländer in Frank- 
reich?“ festzunageln. Frangois Hollande 
zog sich aus der Affäre, indem er antwor- 
tete: „Es gibt zu viele illegale Ausländer 
in Frankreich“, aber auch die Unterschei- 
dung zwischen „legalen“ und „illegalen“ 
Einwanderern betonte. Gegen die erstge- 


nannte Gruppe mochte er sich nicht aus- 
sprechen, während Sarkozy darauf insis- 
tierte, dass sie heute zu zahlreich sei. 
Hollandes frisch ernannter Premierminis- 
ter Jean-Marc Ayrault wandte sich am 13. 
Juni 12 in Paris, bei einer Abschlussver- 
anstaltung im Wahlkampf zu den Parla- 
mentswahlen, ausdrücklich an die Wäh- 
ler der extremen Rechten. Ihnen werde 
gesagt, die Sozialdemokratie — deren 
Wahlsieg sich abzeichnete — wolle „mas- 
senhaft Sans papiers legalisieren“, also il- 
legalisierten Einwanderern künftig Auf- 
enthaltstitel verschaffen. Doch dies zähle 
zu den „Lügen“, die Ayrault zu dementie- 
ren versuchte. 

Hollandes und Ayraults Personalent- 
scheidung für die Besetzung des Innen- 
ministeriums sollte einen Kurs der weit- 
gehenden Kontinuität zu den Vorgänger- 
regierungen widerspiegeln. Manuel Valls, 
der zum Innenminister ernannt wurde, 
ein früherer Fan des New Labour-Kurses 
von Tony Blair, stand im innerparteili- 
chen Gefüge der französischen Sozialde- 
mokratie stets weit rechts. 

Eine weitere wichtige Entscheidung 
war, das Ressort Einwanderung im In- 
nenministerium zu belassen. Vor 2007 
war es auf unterschiedliche Ministerien — 
Soziales, Auswärtige Angelegenheiten 
und Inneres — aufgeteilt gewesen. Präsi- 
dent Sarkozy hatte es erstmals in einem 
einzigen Ministerium konzentriert, „für 
Einwanderung und nationale Identität“, 
dieses aber 2011 als Staatssekretariat dem 
Innenministerium eingegliedert. Ein Aus- 
druck der Tatsache, dass er Einwande- 
rung vor allem als polizeiliche und ord- 
nungspolitische Problematik betrachtete. 
Die grundlegende Struktur hat die regie- 
rende Sozialdemokratie nun beibehalten. 


Neuregelung zu ausländischen 
Studierenden 


Eine der ersten Weichenstellungen des 
neuen Innenministers bestand darin, den 
Umgang mit ausländischen Studierenden 
zu regeln. Diesen hatte Nicolas Sarkozy 
in seiner eigenen Amtszeit als Innenmi- 
nister 2006 relativ weitgehend den Ar- 
beitsmarkt geöffnet, davon ausgehend, 
dass es sich um hochqualifiziertes Hu- 
mankapital handele, von dem die franzö- 
sische Wirtschaft profitieren solle. Da- 
mals ging es darum, die so genannte 
„ausgewählte Einwanderung“ — jene ei- 
ner Elite — zu fördern und gegen die „er- 
littene Einwanderung“, etwa durch Fami- 
liennachzug, abzugrenzen. Aber 2011, als 
der Wahlkampf herannahte, schlug die 
damalige Rechtsregierung eine andere 
Richtung ein: Der Arbeitsmarkt wurde ab 
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Mai vergangenen Jahres für ausländische 
Studienabgängerinnen weitestgehend 
verriegelt, da diese einheimischen Ar- 
beitskräften die Jobs wegzunehmen droh- 
ten. 

Dagegen gab es breitgefächerten Pro- 
test, von Studierendenverbänden und an- 
tirassistischen Solidaritätsvereinigungen 
einerseits bis zu Hochschulpräsidenten 
und Arbeitgeberverbänden, welch letzte- 
ren es eher ums Humankapital ging, an- 
dererseits. 

Anfang Juni 2012 wurde nun bekannt, 
dass die neue Regierung den Arbeits- 
markt für ausländische Absolventen von 
französischen Universitäten durch eine 
ministerielle Verordnung vom 31.5. d.). 
wieder teilweise öffnet. Allerdings wird 
dabei unterschieden zwischen einer „ers- 
ten Berufserfahrung“ von ein- oder zwei- 
jähriger Dauer und „dauerhafter Ansied- 
lung“: Erstere soll ermöglicht, die Zweit- 
genannte verhindert werden. Ausnahmen 
sind hingegen ebenfalls vorgesehen. 
Etwa, wenn die ausländische Absolventin 
für eine französische Firma arbeitet, die 


auf den Märkten des entsprechenden 
Herkunftslands expandiert und dabei 
Landes- und Sprachkenntnisse benötigt. 
Die neue, selektive Großzügigkeit wird 
also stark in den Dienst wirtschaftlicher 
Interessen gestellt. 


Vorläufiges Fazit 


Alles in allem sind zwar einige humanitä- 
re Erleichterungen bei der Einwande- 
rungspolitik zu verzeichnen. Alles in al- 
lem dominiert jedoch die Kontinuität zu 
den Vorgängern. 

Auch hat Manuel Valls angekündigt, 
die Kriterien beim Erwerb der französi- 
schen Staatsbürgerschaft durch Einbürge- 
rung wieder etwas zu lockern; die Zahl 
der Einbürgerungen war im letzten Jahr 
der Rechtsregierung um ein glattes Drit- 
tel auf einmal gesunken. Die neuen Krite- 
rien sind allerdings noch nicht genau be- 
kannt. 

Die Roma betreffend, hat Valls zwei 
mal (am 25. Juli in der Gesetzeskommis- 
sion der französischen Nationalversamm- 
lung, und am 31. Juli) angekündigt, es 


würden auch weiterhin Räumungen von 
„illegalen“ Roma-Siedlungen, falls es 
Gerichtsentscheide dazu gebe, und Ab- 
schiebungen stattfinden. Allerdings wird 
er nicht den Staatsapparat im Sinne einer 
„zentralisierten Politik“ (so ein Berater, 
zitiert in ‚Le Monde‘ vom 2. August) ge- 
gen die Roma mobilisieren — wie Nicolas 
Sarkozy es im Juli/August 2010, während 
der breitgefächerten rassistischen Som- 
merkampagne 2010, tat. Vielmehr wird er 
punktuell vorgehen, und nur nach Vorlie- 
gen von Justizentscheidungen. 

Nun wird allerdings in anderthalb Jah- 
ren, am 31. Dezember 2013, die Sonder- 
regelung für Bürger/innen Rumäniens 
und Bulgariens (als Neumitglieder der 
EU seit 2007) mit ihren erheblichen Zu- 
gangsbeschränkungen zum Arbeitsmarkt 
fallen. Ab dann werden die rumänischen 
und bulgarischen Migranten, unter ihnen 
die Roma, wie andere EU-Bürger/innen 
auch Zugang zum so genannten Arbeits- 
markt haben. Dies könnte perspektivisch 
einige Änderungen bewirken. 

Bernhard Schmid, Paris I 


Flüchtlingsproteste weiten sich aus - 
Protestmarsch nach Berlin geplant 


In neun deutschen Städten pro- 
testieren Flüchtlinge gegen dis- 
kriminierende Sondergesetze 
und für ein selbstbestimmtes Leben / 
Landesflüchtlingsräte und PRO ASYL 
unterstützen die Forderungen der 
streikenden Flüchtlinge. 


Nach Würzburg, Hannover, Regensburg, 
Bamberg, Aub, Düsseldorf und Berlin ha- 
ben die Straßen-Proteste von Flüchtlin- 
gen auch Passau und Nürnberg erreicht. 
Die streikenden Flüchtlinge wenden sich 
gegen eine Reihe von diskriminierenden 
Sondergesetzen und fordern ihr Recht auf 
ein menschenwürdiges Leben ein. Die 
Forderungen der Flüchtlinge sind u.a.: 
D Abschaffung von Residenzpflicht und 
Wohnsitzauflagen, für das Recht auf Be- 
wegungsfreiheit und freie Wahl des 
Wohnortes 
D Abschaffung von Lagerzwang, für das 
Recht auf Wohnen in Privatwohnungen 
BD Abschaffung von Essenspaketen und 
Gutscheinsystemen 
B Abschaffung von Arbeits- und Ausbil- 
dungsverboten, für den uneingeschränk- 
ten Zugang zu Arbeit und Bildung 
BD Keine Abschiebungen, schnelle Ertei- 
lung von Aufenthaltserlaubnissen 
BD Ende der sprachlichen Ausgrenzung, 
für den freien Zugang zu Deutschkursen 
„Eine Umsetzung dieser Forderungen 
ist überfällig. Es ist unerträglich, wie 
Flüchtlinge durch Gesetze und Behör- 
denpraxis schikaniert und kriminalisiert 
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werden. Wir Landesflüchtlingsräte unter- 
stützen die Flüchtlingsproteste und for- 
dern gesellschaftliche Akteure auf, sich 
solidarisch zu zeigen. Flüchtlinge sind 
keine Menschen zweiter Klasse! 

Sie haben wie alle Menschen das Recht 
auf ein würdiges und selbstbestimmtes 


SrRcchteder fi, ch 


Fotos: Omer Fadl, Mylene Teixeira und Christian Sommerfeldt, 


© 2005 Umbruch Bildarchiv 


Leben“, sagt Agnes Andrae vom Bayeri- 
schen Flüchtlingsrat. 

Ibrahim Kanalan vom Berliner Flücht- 
lingsrat ergänzt: „Nachdem das Bundes- 
verfassungsgericht im Juli 2012 die Leis- 
tungen nach dem Asylbewerberleistungs- 
gesetz (AsylbLG) für verfassungswidrig 
erklärt hat, ist es nun höchste Zeit, nicht 
nur das AsylbLG, sondern auch alle ande- 
ren diskriminierenden Sondergesetze für 
Flüchtlinge abzuschaffen. 


Zum Beispiel müssen die Arbeits- und 
Ausbildungsverbote schnellstmöglich 


aufgehoben werden. Aus gut ausgebilde- 
ten und motivierten Menschen macht der 
Gesetzgeber Fürsorgeempfänger. Viele 
Flüchtlinge zerbrechen am jahrelangen 
erzwungenen Nichtstun. 


RAWAN 
Ne 


Flüchtlingen 
muss endlich die Mög- 
: lichkeit gegeben wer- 

. den, für sich selbst zu 
sorgen, ihre Fähigkeiten 
einzusetzen und am Er- 
werbsleben teilzuneh- 
men.“ 

Der Flüchtlingsstreik 
begann in Würzburg. 
_ Seit dem 19. März 2012 
campieren dort irani- 
sche Flüchtlinge in der 
Innenstad, nachdem 
sich ein Bewohner des 
Würzburger Sammella- 

gers für Asylsuchende 

das Leben genommen 
hatte. Immer wieder traten die Protestie- 
renden in den Hungerstreik. 

Ihren vorläufigen Höhepunkt sollen die 
Proteste im Herbst erreichen. Geplant ist 
u.a. ein kollektiver Vorstoß gegen die Re- 
sidenzpflicht in Form eines Protestmar- 
sches, der am 8. September von den ver- 
schiedenen Protest-Camps starten und 
Mitte Oktober in Berlin enden soll. 

Quelle: Gemeinsame Pressemitteilung 
der Landesflüchtlingsräte und 
PROASYLE 


4. Regionalkonferenz 
„Aktiv gegen Rechts” 


am 29. September 2012 in der Volkshochschule Aachen, 


Peterstr. 21-25. 


Die Regionalkonferenz „Aktiv gegen 
Rechts“ findet in diesem Jahr in Aachen 
statt. Nach Eschweiler, Alsdorf und Her- 
zogenrath treffen sich die Basisinitiativen 
gegen Rechts diesmal am 29. September 
in der Volkshochschule Aachen, Peterstr. 
21-25, 


Ziele: Gemeinsam: 
diskutieren, Informieren, handeln 
Vernetzung der 


vorhandenen Initiativen Samstag, 29. September 2012 


Vertiefung der Kenntnisse 10:00 - 17:00 Uhr 


über Erscheinungsformen 
des Neofaschimus und der 
Rechtsentwicklung 


Volkshochschule Aachen 
Peterstraße 21-25 (Bushof) 


Formullerung von 
Forderungen an Städte 
und Gemeinden 


Austausch von Erfahrungen 
> und Debatte über 
Widerstandsformen 


” 


Das vergangene Jahr war aus Sicht der 
Initiatoren gekennzeichnet von der ver- 
geblichen Forderung nach einem Verbot 
der neonazistischen „Kameradschaft Aa- 
chener Land“ (KAL). Obwohl zahlreiche 
Stadt- und Gemeindeparlamente diese 
Forderung der Herzogenrather Konferenz 
unterstützten, sich fast alle Bürgermeister 
und Mandatsträger der Region für ein 
Verbot der KAL aussprachen, bewegte 
sich der zuständige Landesinnenminister 
nicht. 

Schlimmer noch war die Aufdeckung 
des Unwillens und der Unfähigkeit staat- 
licher Institutionen wie Verfassungs- 
schutz und anderer Geheimdienste, dem 
Morden der Neonazis ein Ende zu setzen. 


Es sind seit 1990 immerhin über 140 
Menschen aus rassistischen und neofa- 
schistischen Gründen ermordet wurden. 
Das Erschreckende an der Mordserie des 
NSU war, dass die staatlichen Organe die 
Opfer und ihre Angehörigen ins Visier 
nahmen, statt die Täter dingfest zu ma- 
chen. Kaum jemand hat sich vorstellen 
können, dass die Geheimdienste in sol- 
chem Umfang in die Finanzierung und 
Deckung neonazistischer Umtriebe ver- 
strickt waren. 

Diese Zusammenhänge werden auf der 
Konferenz in Aachen durch einen Vortrag 
von Dr. Rolf Gössner aus Bremen unter- 
sucht. Dr. Gössner ist Rechtsanwalt und 
Vizepräsident der Internationalen Liga 
für Menschenrechte. Nach der Diskussi- 
on stellen sich lokale Initiativen im Foyer 
der VHS an Infotischen vor. Nachmittags 
finden Arbeitskreise zu folgenden The- 
men statt: 

e „Migranten und Deutsche gemein- 
sam gegen Nazis“, „Neonazis und extre- 
me Rechte in der Region“, „Fußball ohne 
rechte Randale?“ 

e „Jugendorganisationen gegen 
Rechts“ und lokale Geschichtsarbeit über 
„Widerstand während der NS-Zeit im 
Rheinland“. 

Zum Schluss will die Konferenz ein 
Fazit ziehen und einen Ausblick für die 
Schwerpunkte der Arbeit im kommenden 
Jahr entwickeln. 

Die Konferenz wird von zahlreichen 
Initiativen gegen Rechts in der Region 
organisiert und deckt ein breites politi- 
sches Spektrum ab. Unterstützt wird die 
Konferenz von vielen Bürgermeistern der 
Region, unter anderem dem Oberbürger- 
meister der Stadt Aachen, Marcel Phillip 
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sowie dem Städteregionsrat Helmut Et- 
schenberg. Ebenfalls zu den Aufrufern 
gehören Parlamentarier des Landtags, 
Bundestags und Europaparlaments. Aus 
dieser breiten Unterstützung wird der 
Wille aller Beteiligten deutlich, das Ge- 
meinsame im Kampf gegen Rechts in den 
Vordergrund zu stellen und das politisch 
Trennende hintan zu stellen. 

Wir laden die Bürgerinnen und Bürger 
der Region ein, an diesem Tag mit den 
Initiativen aktiv gegen Rechts zu disku- 
tieren. Für das leibliche Wohl ist gesorgt. 

Gemäß $ 6 VersG ist folgender Perso- 
nenkreis von der Teilnahmeausgeschlos- 
sen: VertreterInnen von NPD, DVU, Re- 
publikanern, KAL sowie ander Neonazis, 
Rechtsextreme und StörerInnen. 

Vereinigung der Verfolgten des 
Naziregimes - Bund der Antifaschistin- 
nen und Antifaschisten Aachen 
www.aachen.vvn-bda.de I 


Firenze 10+10 


Kräfte sammeln für ein anderes 
Europa: 8. bis 11. November 2012 
Vor zehn Jahren war Florenz Gastgeber 
für das erste Europäische Sozialforum. 
Das war ein ganz besonderer Moment 
und der Auftakt europaweiter Veranstal- 
tungen, die Analysen, Vorschläge und 
Lösungen präsentierten. Diese hätten — 
wenn sie in effektive Politik umgesetzt 
worden wären — wahrscheinlich Europa 
und der Welt den Absturz in die furchtba- 
re Wirtschafts-, Umwelt-, Sozial- und 
Demokratiekrise, in der sie jetzt stecken, 
erspart. Heute, zehn Jahre danach, haben 
sich die sozialen Bewegungen verändert, 
neue Akteure sind aufgetaucht, es gab 
Niederlagen, aber auch Siege, so wie der 
bei der letztjährigen italienischen Volks- 
abstimmung über das Wasser und die Ge- 
meingüter. Heute besteht in Europa die 
dringende Notwendigkeit, einen öffentli- 
chen europäischen Raum, wenn auch in 
neuer Form, aufzubauen. (...) 

„Florenz 10+10“ will ein integrativer, 
offener und gemeinsamer Raum sein, den 
wir nützen können, um Bündnisse und 
konkrete gemeinsame Initiativen zu 
gründen, um gemeinsame Aktionen auf 
europäischer Ebene durchzuführen. Es 
bleibt nicht viel Zeit, Europa vor der töd- 
lichen Erstickung durch Neoliberalismus, 
Technokratie und Post-Demokratie zu 
retten, um zusammen das Europa der 
Völker, der Rechte und der Demokratie 
aufzubauen. ...Die Website von Florenz 
10+10 wird beginnen, diese Initiativen 
und ihre Vorschläge zusammenzutragen, 
als erste Bausteine des Programms. Es ist 
entscheidend, so schnell wie möglich mit 
allen interessierten Organisationen und 
Netzwerken in Kontakt zu treten. 

Das Veranstalter-Komitee von Florenz 

10+10 Das italienische WSF-Netzwerk 

info@firenzel010.eu 
www,firenzel010.eu II 
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Euro-Ausstiegs-Hoffnung 
und heimatliebende 


Schützen 
Junge Freiheit Nr. 32/12 vom 3. August 
2012 
Die Banken- und Eurokrise sowie der 
ESM-Vertrag lassen beim Blatt die Hoff- 
nung keimen, dass die Europäische Wäh- 
rungsunion bald Geschichte ist — aller- 
dings ist nicht ganz klar, wie das gelingen 
soll. Denn auch wenn das Blatt eine 
„überwältigende“ Mehrheit der Deut- 
schen vermutet, die gegen die Euro-Ret- 
tung seien, so sieht es doch keine Partei, 
die in der Lage ist, die nationalistischen 
Bestrebungen des Blattes ernsthaft zu re- 

präsentieren: 

„Doch von Einzelkritikern, Publizis- 
ten, Wirtschafts- und Finanzfachleuten 
abgesehen, fehlt es auch an einer ernstzu- 
nehmenden politischen Kraft ... Die von 
Hans-Olaf Henkel unterstützten Freien 
Wähler haben es nicht überzeugend über 
Bayern hinaus geschafft und werden — 
noch — nicht als mächtige Anti-Euro- 
Kraft wahrgenommen.“ An anderer Stelle 
beschwört das Blatt den Aufstand der 
Bürger: „Wer immer noch auf den Euro 
setzt, muss über kurz oder lang mit der 
Wut des Bürgers und Wählers rechnen, 
dessen Geduld zu lange strapaziert wur- 
de.“ Wie sich diese beschworene Wut 
ausdrücken soll, bleibt offen. 

In der gleichen Ausgabe darf der Chef- 
redakteur des „Deutschen Waffen-Jour- 
nals“, Walter Schulz, den Leitartikel 
schreiben — über die angebliche Diffa- 
mierung legaler Waffenbesitzer. Er hetzt 
gegen Migranten und lobt das deutsche 
Schützenvereinswesen: „Mit illegalen 
Schusswaffen verübte Gewalttaten in 
Kreisen Zugewanderter aus dem orienta- 
lischen Raum sind allenfalls eine Nach- 
richt am Rande ohne Hinweis auf die Tä- 
ter wert. Besteht aber auch nur die Ver- 
mutung, dass eine Tat Imit der Waffe ei- 
nes Sportschützen ausgeübt worden sein 


könnte, läuft die publizistische Maschi- 
nerie gegen den Waffenbesitz von Schüt- 
zen und Jägern ... Mit den Schützen wer- 
den bodenständige, liberale und wertkon- 
servative Bürger angegriffen. Denn 
Schützen sind mit ihrer Bodenhaftung, 
Heimatliebe, Tradition und Rechtschaf- 
fenheit typische Repräsentanten des alten 
Klassenfeindes, gegen die man heute ... 
den Kampf mit großer Schlagkraft führen 
kann.“ 

Dass es angesichts solcher Aussagen 
manchem Angst und Bange wird bei dem 
Gedanken an 1,8 Millionen Waffen- 
schein- und Waffenbesitzer, dürfte die 
Schützen eigentlich nicht wundern. Von 
einer Verbotskampagne gegen Schützen- 
vereine ist jedenfalls nichts bekannt. 


Verfolgungswahn 


Junge Freiheit Nr. 33/12 vom 10. August 
2012 
In der Bundesrepublik herrsche ein „Kli- 
ma der Furcht“ titelt das Blatt und belegt 
diese Behauptung ausgerechnet mit der 
Existenz des $ 130 Strafgesetzbuch, der 
Volksverhetzung und Angriffe auf die 
Menschenwürde unter Strafe stellt — ein 
Gesetz also, dass gerade auch diejenigen 
schützen soll, die das Nazireich überlebt 
haben oder Nachkommen von Überle- 
benden sind. Sie lebten nicht nur unter ei- 
nem Klima der Furcht, sondern mussten 
um ihr Leben fürchten. Das Blatt ver- 
steigt sich zu der Behauptung, dieser Pa- 
ragraf kriminalisiere quasi den „anständi- 
gen Deutschen“: 

„Diverse Minderheitenvertreter ... ge- 
hen dazu über, mit Hilfe des Paragrafen 
130 StGB den Status von NS-Opfern prä- 
ventiv auch für die eigene Interessen- 
gruppe zu reklamieren. Unmerklich, aber 
konsequent sortieren sich die Themen: 
Windkraftanlagen, Gender Mainstrea- 
ming, Abtreibung, Ganztagsschulen, 
Ausländer, der Islam und der Euro sind 
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antifaschistisch, links und gut, während 
Atomkraft, das traditionelle Familien- 
und Geschlechterbild, die Formulierung 
deutscher Eigeninteressen, Tischmanie- 
ren, Pünktlichkeit tendenziell faschistisch 
und quasi-kriminell sind.“ 

Das Blatt versucht, diese wilden Be- 
hauptungen zu untermauern mit öffentli- 
chen Auseinandersetzungen der letzten 
Jahre — die Sarrazin-Debatte, die Ableh- 
nung, auf die Günter Grass mit seinem 
Gedicht gegen Israel stieß, der Aus- 
schluss von Martin Hohmann aus der 
CDU und aus der Bundestagsfraktion. 
Jedoch — in keinem der angeführten Fälle 
sind die Betroffenen kriminalisiert wor- 
den. Sie haben sich öffentlich geäußert 
und öffentliche Kritik dafür erfahren. 
Das hat mit „Klima der Furcht“ nichts zu 
tun. 


Pro Deutschland plant 
Provokationskampagne 
Junge Freiheit Nr. 34/12 vom 17. August 


2012 
Die aus der rechtsextremen Gruppe Pro 
Köln hervorgegangene Partei Pro 


Deutschland will in die Vorbereitung der 
Europawahl einsteigen. Das soll nach Er- 
klärungen des stellvertretenden Partei- 
vorsitzenden Lars Seidensticker durch 
eine Reihe von Kundgebunden gegen is- 
lamische Einrichtungen geschehen. Nach 
dem Vorbild der provokanten Rundreise 
durch Nordrhein-Westfalen wolle die 
Partei in Berlin, Hamburg, Leipzig, Mün- 
chen und anderen Großstädten auf sich 
aufmerksam machen. In NRW war eine 
fast immer gleiche Gruppe von ca. 30 Pro 
Braun Anhängern durchs Land gezogen 
und hatte in mehr als 30 Städten Kundge- 
bungen gegen bestehende Moscheen und 
gegen den Islam durchgeführt — mit Mo- 
hammed-Karikaturen und Schildern mit 
durchgestrichener Moschee. Junge Sala- 
fisten waren sehr erregt und lieferten sich 
an einigen Orten heftige Schlachten mit 
der Polizei. 

Seidensticker erklärt, das Zeigen der 
Mohammed-Karikaturen sei keine Pro- 
vokation: „Das Gewaltpotential dieser 
Leute ist sowieso schon sehr hoch.“ 

Pro Deutschland knüpft mit dieser Pro- 
vokationsstrategie nahtlos an die Göbbel- 
sche Strategie der NSDAP Ende der 
zwanziger, Anfanger der dreißiger Jahe 
an: „Wenn wir eine Demonstration mit 
500 Leuten gegen den ESM machen, 
wird darüber sowieso nicht berichtet.“ 
Also will Pro Deutschland für „Action“ 
sorgen — mit der gezielten Entwürdigung 
von Teilen der Bevölkerung.- 

uld 


